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A. Problem und Ziel 

Durch das Abkommen wird der soziale Schutz der beiderseitigen 
Staatsangehörigen im Bereich der jeweiligen Renten- und Unfallver- 
sicherungssysteme, insbesondere für den Fall, dass sie sich im jeweils 
anderen Vertragsstaat aufhalten, sichergestellt und koordiniert. 

Das Abkommen bestimmt, dass für Arbeitnehmer und deren Arbeit- 
geber grundsätzlich die Rechtsvorschriften desjenigen Staates gelten, 
in dem die Beschäftigung tatsächlich ausgeübt wird. Um außerdem 
sicherzustellen, dass lediglich vorübergehend im anderen Staat ein- 
gesetzte Arbeitnehmer im sozialen Sicherungssystem ihres bisherigen 
Beschäftigungsstaats integriert bleiben können, enthält das Abkom- 
men auf diesen Personenkreis zugeschnittene Lösungen. Diese Per- 
sonen werden künftig grundsätzlich in dem ihnen vertrauten System 
bleiben können. Eine Doppelversicherung und damit eine doppelte 
Beitragsbelastung für Arbeitgeber und ihre Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer werden dadurch vermieden. Der Entsendezeitraum kann 
bis zu 24 Kalendermonate betragen. 

Die Voraussetzungen für einen Rentenanspruch können durch Zusam- 
menrechnung der zurückgelegten Versicherungszeiten erfüllt werden 
(Erfüllung der Wartezeit). Soweit erforderlich werden auf deutscher Sei- 
te auch Versicherungszeiten berücksichtigt, die in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der Schweiz 
oder einem Drittstaat, mit dem beide Vertragsstaaten ein gleichartiges 
Abkommen über Soziale Sicherheit geschlossen haben, zurückgelegt 


wurden. Die Renten werden in voiier Höhe auch in den jeweiis anderen 
Staat gezahit, wobei sie aber nur aus den im jeweiiigen Vertragsstaat 
zurückgeiegten Zeiten berechnet werden. 

Der Abschiuss des Soziaiversicherungsabkommens mit der Repubiik 
Moidau iiegt auch deshaib im deutschen Interesse, weii es die wirt- 
schaftiichen Beziehungen zwischen beiden Ländern vertieft und damit 
dazu beitragen kann, Arbeitspiätze zu schaffen. 

Das Abkommen ist nach Prinzipien gestaitet, die auch innerhaib der 
Europäischen Union geiten. Es bedarf nach der Unterzeichnung zu 
seinem Inkrafttreten noch der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in beiden Staaten. 

B. Lösung 

Mit dem voriiegenden Vertragsgesetz werden die innerstaatiichen 
Voraussetzungen nach Artikei 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
für die Ratifikation geschaffen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine unmitteibaren Kosten. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüiiungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Informationspfiichten für Bürgerinnen und Bürger werden nicht einge- 
führt. 

E.2 Erfüiiungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüiiungsaufwand, insbesondere 
werden keine neuen Informationspfiichten eingeführt. 

E. 2 Erfüiiungsaufwand der Verwaitung 

Es wird eine Informationspfiicht der Verwaitung eingeführt. 

F. Weitere Kosten 

Es wird mit jähriichen Mehrausgaben bei der gesetziichen Rentenver- 
sicherung von unter 1 Miiiion Euro gerechnet. 

Auswirkungen auf Einzeipreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betrof- 
fenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

DIE BUNDESKANXI.ERIN 


Berlin 


- April 2017 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 12. Januar 2017 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Moldau über Soziale 
Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 


Der Bundesrat hat in seiner 956. Sitzung am 31. März 2017 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 


Vorabfassung - wird aurch die lektorierte Fassung ersetzt. 


Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 12. Januar 2017 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Moldau 
über Soziale Sicherheit 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Chisinäu am 12. Januar 2017 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Moldau über Soziale Sicher- 
heit wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die zur Durchführung des Abkommens erforderlichen 
innerstaatlichen Regelungen zu treffen. Dabei können zur Anwendung und 
Durchführung des Abkommens insbesondere über folgende Gegenstände 
Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den mit der Durchführung des Abkommens befass- 
ten Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und die Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer im Abkommen 
genannter Stellen und Behörden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 26 Absatz 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit dem Vertragsgesetz soll das Abkommen die nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 
des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten erhalten. 

II. Alternativen 

Keine. 

III. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrecht- 
lichen Verträgen 

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 

IV. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Gesetz berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Keine unmittelbaren Kosten. 

3. Erfüllungsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. 

4. Weitere Kosten 

Es wird mit jährlichen Mehrausgaben bei der gesetzlichen Rentenversicherung 
von unter 1 Million Euro gerechnet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise, auf das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten, da Kosten für die 
Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht entstehen. 

B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwen- 
den, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Das Vertragsgesetz bedarf nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates, weil das Abkommen, das inner- 
staatlich in Geltung gesetzt wird, Verfahrensregelungen enthält und insoweit für 
abweichendes Landesrecht keinen Raum lässt. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem Wege 
der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkommens zu 
tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungsvereinbarungen 
zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um andere inner- 
staatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 26 
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Moldau 
über Soziale Sicherheit 


Acord 

Tntre Republica Federalä Germania 
si Republica Moldova 
privind securitatea socialä 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Moldau - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Begriffe: 

1 . „Vertragsstaat“ 

die Bundesrepublik Deutschland oder die Republik Moldau; 

2. „Hoheitsgebiet“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, 
in Bezug auf die Republik Moldau 
das Hoheitsgebiet der Republik Moldau; 

3. „Staatsangehöriger“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

in Bezug auf die Republik Moldau 

eine Person, die als Staatsangehörige nach den gesetzlichen 
Vorschriften der Republik Moldau gilt; 


Republica Federalä Germania 
si 

Republica Moldova - 

conduse de dorinta sä-si reglementeze relatiile in domeniul 
securitätii sociale - 

au convenit dupä cum urmeazä; 

Partea I 

Dispozitii generale 

Articolul 1 
Dispozitii definitorii 

(1) In prezentui Acord, urmätorii termeni desemneazä; 

1 . „Stat contractant“ 

Republica Federalä Germania sau Republica Moldova; 

2. „Teritoriu“ 

pentru Republica Federalä Germania 
teritoriul national al Republicii Föderale Germania, 
pentru Republica Moldova 
teritoriul national al Republicii Moldova; 

3. „Cetätean“ 

pentru Republica Federalä Germania 

un german Tn sensul Legii Fundamentale pentru Republica 
Federalä Germania, 

pentru Republica Moldova 

o persoanä consideratä cetätean Tn conformitate cu preve- 
derile legale ale Republicii Moldova; 
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4. „Rechtsvorschriften“ 

in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand 

die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und sonstigen aiige- 
mein rechtsetzenden Akte, die sich auf die vom sachiichen 
Geitungsbereich dieses Abkommens erfassten Zweige der 
Soziaien Sicherheit beziehen, 

in Bezug auf die Repubiik Moidau 

die Gesetze und anderen rechtsetzenden Akte, die sich auf 
das vom sachiichen Geitungsbereich dieses Abkommens 
erfasste System der öffentiichen Soziaiversicherung bezie- 
hen; 

5. „zuständige Behörde“ 

in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziaies, 
in Bezug auf die Repubiik Moidau 
das Ministerium für Arbeit, Soziaischutz und Famiiie; 

6. „Träger“ 

eine Einrichtung, der die Durchführung der vom sachiichen 
Geitungsbereich dieses Abkommens erfassten Rechtsvor- 
schriften obiiegt oder die von der zuständigen Behörde be- 
zeichnete Steiie; 

7. „Versicherungszeiten“ 

Beitragszeiten und Beschäftigungszeiten, die in den Rechts- 
vorschriften, nach denen sie zurückgeiegt wurden, ais soiche 
bestimmt sind, und sonstige nach diesen Rechtsvorschriften 
anerkannte Zeiten, die anzurechnen sind; 

8. „Rente“ oder „Leistung“ 

eine Rente oder eine andere Geidieistung einschiießiich aiier 
Zuschiäge, Zuschüsse und Erhöhungen im Sinne der vom 
sachiichen Geitungsbereich dieses Abkommens erfassten 
Rechtsvorsch riften ; 

9. „gewöhniicher Aufenthait“ 

der Ort des nicht nur vorübergehenden tatsächiichen Aufent- 
haits. 

(2) Andere Begriffe haben die Bedeutung, die sie nach den an- 
zuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Vertrags- 
staats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1 . in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand auf die Rechts- 
vorschriften über die 

a) Rentenversicherung, 

b) Hüttenknappschaftiiche Zusatzversicherung, 

c) Aiterssicherung der Landwirte, 

d) Unfaiiversicherung; 

2. in Bezug auf die Repubiik Moidau auf die Rechtsvorschriften 
über 

a) Aitersrenten, 

b) invaiiditätsrenten wegen gewöhniicher Krankheiten, 

c) invaiiditätsrenten und -Zuschüsse wegen Arbeitsunfäiien 
oder Berufskrankheiten, 

d) Hinterbiiebenenrenten. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkom- 
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines ande- 
ren Abkommens oder einer überstaatiichen Regeiung erfüiit, iässt 
der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses Abkom- 


4. „Legisiatie“ 

pentru Repubiica Federaiä Germania 

iegiie, reguiamenteie, statuteie si aite acte normative generaie 
referitoare ia ramuriie sistemuiui securitätii sociaie cuprinse 
de domeniui materiai de apiicare ai prezentuiui Acord, 

pentru Repubiica Moidova 

iegiie si aite acte normative care se referä ia sistemui pubiic 
de asiguräri sociaie cuprinsede domeniui materiai de apiicare 
ai prezentuiui Acord; 

5. „Autoritate competentä“ 

pentru Repubiica Federaiä Germania 

Ministerui Federai ai Muncii si Probiemeior Sociaie, 

pentru Repubiica Moidova 

Ministerui Muncii, Protectiei Sociaie si Famiiiei; 

6. „institutie“ 

un organism responsabii de apiicarea iegisiatiei cuprinse de 
domeniui materiai ai prezentuiui Acord sau organismui des- 
emnat de autoritatea competentä; 

7. „Perioade de asigurare“ 

stagiiie de cotizare si perioadeie de incadrare in cämpui mun- 
cii, definite ca atare de iegisiatiain temeiui cäreia au fost rea- 
iizate, si aite perioade recunoscute si considerate de aceastä 
iegisiatie; 

8. „Pensie“ sau „Prestatie“ 

o pensie sau o aitä prestatie Tn bani, inciusiv toate supiimen- 
teie, indemnizatiiie si majoräriie Tn sensui iegisiatiei cuprinse 
de domeniui materiai de apiicare ai prezentuiui Acord; 

9. „Sedere obisnuitä“ 

iocui sederii efective, care nu este doar unui temporar. 

(2) Ceiiaiti termeni au semnificatia atribuitä de iegisiatia pe 
care o apiicä Statui contractant respectiv. 


Articolul 2 

Domeniui material de apiicare 

(1) Prezentui Acord se referä 

1 . pentru Repubiica Federaiä Germania ia iegisiatia privind 

a) asigurarea pentru pensii, 

b) asigurarea supiimentarä a angajatiior din siderurgie, 

c) pensia agricuitoriior, 

d) asigurarea de accidente; 

2. pentru Repubiica Moidova ia iegisiatia privind 

a) pensiiie pentru iimitä de värstä, 

b) pensiiie de dizabiiitate cauzatä de boii obisnuite, 

c) pensiiie si indemnizatiiie de dizabiiitate cauzatä de acci- 
dente de muncä sau boii profesionaie, 

d) pensiiie de urmas. 

(2) In cazul Tn care conform Iegisiatiei unui Stat contractant, Tn 
afara conditiilor pentru apiicarea prezentuiui Acord, sunt Tndepli- 
nite si conditiile pentru apiicarea unui alt acord sau unei regle- 
mentäri supranationale, atunci Ia apiicarea prezentuiui Acord, in- 
stitutia acestui Stat contractant nu va tine seama de celälalt 
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mens das andere Abkommen oder die überstaatliche Regelung 
unberücksichtigt. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gilt es für 
alle Personen, für die die Rechtsvorschriften eines oder beider 
Vertragsstaaten gelten oder galten, sowie für andere Personen 
hinsichtlich der Rechte, die sie von diesen Personen ableiten. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, stehen 
die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
erfassten Personen bei Anwendung der Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats den Staatsangehörigen dieses Vertragsstaats 
gleich. 

Artikel 5 

Gleichstellung des 

gewöhnlichen Aufenthalts und Export von Leistungen 

Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gelten 
einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, nach 
denen die Ansprüche auf Leistungen oder die Zahlung von Leis- 
tungen vom gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses 
Vertragsstaats abhängen, nicht für die vom persönlichen Gel- 
tungsbereich dieses Abkommens erfassten Personen bei ge- 
wöhnlichem Aufenthalt im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats. 

Teil II 

Anzuwendende Rechtsvorschriften 

Artikel 6 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gelten 

a) für einen Arbeitnehmer ausschließlich die Rechtsvorschriften 
des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet er die Beschäf- 
tigung tatsächlich ausübt, 

b) für einen Arbeitnehmer, der zur Flug- oder Kabinenbesatzung 
eines Luftfahrzeugs gehört, die Rechtsvorschriften des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Luftfahrtgesell- 
schaft, bei der er die Beschäftigung ausübt, ihren Sitz hat, 

c) für einen Arbeitnehmer, der gewöhnlich an Bord eines See- 
schiffs, das die Flagge eines Vertragsstaats führt, die Be- 
schäftigung ausübt, die Rechtsvorschriften dieses Vertrags- 
staats. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für einen Selbstständigen. 


Artikel 7 

Entsandte Personen 

(1) Wird ein Arbeitnehmer, der gewöhnlich im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats beschäftigt ist, im Rahmen dieses Beschäf- 
tigungsverhältnisses von seinem Arbeitgeber, der im Entsende- 
staat gewöhnlich eine nennenswerte Geschäftstätigkeit ausübt, 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats entsandt, um 
dort eine im Voraus zeitlich begrenzte Arbeit für diesen Arbeit- 
geber auszuführen, gelten hinsichtlich dieser Beschäftigung wäh- 
rend der ersten 24 Monate der Entsendung allein die Rechtsvor- 
schriften des ersten Vertragsstaats so weiter, als wäre er noch in 
dessen Hoheitsgebiet beschäftigt. Der Zeitraum von 24 Monaten 
kann auch aus mehreren Zeitabschnitten bestehen. 

(2) Absatz 1 gilt für einen erneut in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats entsandten Arbeitnehmer, für den wäh- 


acord sau de reglementarea supranationalä. 


Articolul 3 

Domeniul personal de aplicare 

Dacä prezentui Acord nu prevede altceva, acesta se va aplica 
pentru toate persoanele care sunt sau au fest supuse legislatiei 
unuia din Statele contractante, precum si pentru alte persoane 
in mäsurain care drepturile acestora derivä de la aceste persoane. 

Articolul 4 

Egalitate de tratament 

Dacä prezentui Acord nu prevede altceva, atunci, la aplicarea 
legislatiei unui Stat contractant, persoanele cuprinse de domeniul 
personal de aplicare al prezentului Acord vor beneficia de trata- 
ment egal ca si cetätenii acestui Stat contractant. 


Articolul 5 

Egalitatea de tratament 

Tn privinta sederii obisnuite si exportului de prestatii 

Dacä prezentui Acord nu prevede altceva, legislatia restrictivä 
a unui Stat contractant, conform cäreia drepturile la prestatii sau 
plata prestatiilor sunt conditionate de sederea obisnuitä pe teri- 
toriul acestui Stat contractant, nu se va aplica pentru persoanele 
cuprinse de domeniul personal de aplicare al prezentului Acord, 
care au sederea obisnuitä pe teritoriul celuilalt Stat contractant. 

Partea II 

Legislatia aplicabilä 

Articolul 6 
Dispozitii generale 

(1) Dacä prezentui Acord nu prevede altceva, se va aplica 

a) pentru o persoanä angajatä, exclusiv legislatia Statului con- 
tractant pe teritoriul cäruia isi exercitä efectiv activitatea de 
muncä, 

b) pentru o persoanä angajatä care face parte din personalul 
navigant sau echipajul de cabinä al unei aeronave, legislatia 
Statului contractant, pe teritoriul cäruia isi are sediul compa- 
nia aerianä, la care aceasta Tsi exercitä activitatea de muncä, 

c) pentru o persoanä angajatä, care Tsi exercitä in mod obisnuit 
activitatea de muncä la bordul unei nave maritime sub pavi- 
lionul unui Stat contractant, legislatia acestui Stat contrac- 
tant. 

(2) AlineatuI (1) se va aplica corespunzätor pentru o persoanä 
care desfäsoarä o activitate de muncä independentä. 

Articolul 7 
Persoane detasate 

(1) Persoana angajatä in mod obisnuit pe teritoriul unui Stat 
contractant, detasatä pe o perioadä de timp determinatä in prea- 
labil de angajatorul säu care isi desfäsoarä acolo in mod obisnuit 
o activitate economicä semnificativä, pentru executareain cadrul 
acestui raport de muncä a unei activitäti pentru acest angajator 
pe teritoriul celuilalt Stat contractant, se va supunein continuare 
pentru o perioadä care cuprinde primele 24 de luni ale detasärii 
exclusiv legislatiei primului Stat contractant, ca si cum si-ar des- 
fäsura activitatea de muncä Tncä pe teritoriul acestuia. Perioada 
de 24 de luni poate fi realizatä si esalonat. 

(2) AlineatuI (1) se va aplica unei persoane angajate detasate 
din neu pe teritoriul celuilalt Stat contractant, pentru care Tn ca- 
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rend vorheriger Entsendungen bereits 24 Monate die Rechtsvor- 
schriften des ersten Vertragsstaats gegoiten haben, nur, wenn 
die erneute Entsendung im Rahmen eines Beschäftigungsver- 
häitnisses mit einem anderen Arbeitgeber erfoigt oder seit dem 
Ende des ietzten Entsendezeitraums und der erneuten Entsen- 
dung mehr ais 12 Monate vergangen sind. 

(3) Absätze 1 und 2 geiten entsprechend für einen Seibststän- 
digen. 

(4) Sind die Voraussetzungen einer Entsendung nach diesem 
Abkommen erfüiit, wird auf Antrag eine Bescheinigung über die 
anzuwendenden Rechtsvorschriften ausgesteiit. Sind die Rechts- 
vorschriften der Bundesrepubiik Deutschiand anzuwenden, steiit 
der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenver- 
band), Deutsche Verbindungssteiie Krankenversicherung - Aus- 
iand (DVKA) diese Bescheinigung aus. Sind die Rechtsvorschrif- 
ten der Repubiik Moidau anzuwenden, steiit die Nationaie 
Soziaiversicherungskasse (Casa Nationaia de Asigurari Sociaie) 
diese Bescheinigung aus. 

Artikel 8 

Diplomatische Missionen 
und konsularische Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Anwendung des 
Wiener Übereinkommens vom 18. Aprii 1961 über dipiomatische 
Beziehungen und des Wiener Übereinkommens vom 24. Aprii 
1963 über konsuiarische Beziehungen. 

(2) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von einer 
dipiomatischen Mission oder einer konsuiarischen Vertretung 
dieses Vertragsstaats oder von einem Mitgiied einer dipioma- 
tischen Mission oder einer konsuiarischen Vertretung dieses 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
beschäftigt, geiten für ihn grundsätziich die Rechtsvorschriften 
des Beschäftigungsstaats, innerhaib der ersten sechs Monate 
nach Aufnahme der Beschäftigung oder nach inkrafttreten dieses 
Abkommens kann er jedoch die Anwendung der Rechtsvor- 
schriften des ersten Vertragsstaats wähien, die dann in Bezug 
auf diese Beschäftigung ab Aufnahme der Beschäftigung oder 
ab inkrafttreten dieses Abkommens so geiten, ais wäre er dort 
beschäftigt. 

(3) Die Wahi ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erkiären, der 
sie in der Bundesrepubiik Deutschiand der zuständigen Kranken- 
kasse und in der Repubiik Moidau der Nationaien Soziaiversiche- 
rungskasse (Casa Nationaia de Asigurari Sociaie) umgehend mit- 
zuteiien hat. 

Artikel 9 

Ausnahmevereinbarungen 

(1) Auf gemeinsamen Antrag eines Arbeitnehmers und seines 
Arbeitgebers oder auf Antrag eines Seibstständigen können die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten oder die von ihnen 
bezeichneten Steiien im gegenseitigen Einvernehmen Ausnah- 
men von den Bestimmungen dieses Abkommens über die anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften vereinbaren; Voraussetzung hier- 
für ist, dass die betreffende Person den Rechtsvorschriften eines 
der Vertragsstaaten untersteiit bieibt oder untersteiit wird. Bei der 
Entscheidung sind die Art und die Umstände der Erwerbstätig- 
keit zu berücksichtigen. 

(2) Der Antrag ist in dem Vertragsstaat zu steiien, dessen 
Rechtsvorschriften geiten soiien. 

(3) Wurde eine Ausnahmevereinbarung geschiossen, wird eine 
Bescheinigung über die anzuwendenden Rechtsvorschriften aus- 
gesteiit. Sind die Rechtsvorschriften der Bundesrepubiik 
Deutschiand anzuwenden, steiit der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen (GKV-Spitzenverband), Deutsche Verbindungs- 
steiie Krankenversicherung - Ausiand (DVKA) diese Bescheini- 
gung aus. Sind die Rechtsvorschriften der Repubiik Moidau an- 
zuwenden, steiit die Nationaie Soziaiversicherungskasse (Casa 
Nationaia de Asigurari Sociaie) diese Bescheinigung aus. 


drui detasäriior anterioare timp de 24 de iuni s-a apiicat deja ie- 
gisiatia primuiui Stat contractant numai atunci, cänd noua deta- 
sare va avea ioc in cadrui unui raport de muncä cu un ait 
angajator sau in cazui in care de ia sfärsitui uitimei perioade de 
detasare si noii detasäri au trecut mai muit de 12 iuni. 

(3) Aiineateie (1) si (2) se vor apiica corespunzätor pentru o 
persoanä care desfäsoarä o activitate de muncä independentä. 

(4) In cazui in care sunt indepiinite conditiiie unei detasäri in 
sensui prezentuiui Acord, ia cerere se va eiibera un certificat pri- 
vind iegisiatia apiicabiiä. In cazui apiicärii iegisiatiei Repubiicii Fe- 
deraie Germania, acest certificat se va eiibera de Uniunea Cen- 
traiä Federaiä a Caseior de Asiguräri de Sänätate 
(Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzen ver- 
band)), Organismui German de Legäturä pentru Asiguräri de Sä- 
nätate in Sträinätate (DVKA). In cazui apiicärii iegisiatiei Repubiicii 
Moidova, acest certificat se va eiibera de Casa Nationaiä de Asi- 
guräri Sociaie. 

Articolul 8 

Misiunile diplomatice si oficiile consulare 

(1) Prezentui Acord nu aduce atingere Conventiei de ia Viena 
din 18 apriiie 1961 cu privire ia reiatiiie dipiomatice si Conventiei 
de ia Viena din 24 apriiie 1963 cu privire ia reiatiiie consuiare. 

(2) Dacä un cetätean ai unui Stat contractant este angajat de 
o misiune dipiomaticä sau de un oficiu consuiar ai acestui Stat 
contractant sau de un membru ai unei misiuni dipiomatice sau ai 
unui oficiu consuiar ai acestui Stat contractant pe teritoriui ce- 
iuiiait Stat contractant, atunci pentru aceastä persoanä se va 
apiica Tn principiu iegisiatia statuiui de angajare. In primeie sase 
iuni dupä inceperea activitätii de muncä sau dupä intrarea in 
vigoare a prezentuiui Acord, persoana in cauzä poate totusi opta 
pentru apiicarea iegisiatiei primuiui Stat contractant, care Tn ceea 
ce priveste aceastä activitate se va apiica din momentui inceperii 
activitätii sau din momentui inträrii Tn vigoare a prezentuiui Acord, 
ca si cum persoana Tn cauzä si-ar fi desfäsurat activitatea de 
muncä acoio. 

(3) Optiunea se va deciara angajatoruiui, care este obiigat 
s-o comunice neintärziat, Tn Repubiica Federaiä Germania casei 
competente de asiguräri de sänätate si Tn Repubiica Moidova 
Casei Nationaie de Asiguräri Sociaie. 


Articolul 9 

Convenirea exceptiilor 

(1) La cererea comunä a unei persoane angajate si a angaja- 
toruiui säu ori ia cererea unei persoane care desfäsoarä o activi- 
tate de muncä independentä, autoritätiie competente aie Stateior 
contractante sau institutiiie desemnate de acestea pot conveni 
de comun acord exceptii de ia dispozitiiie prezentuiui Acord pri- 
vind iegisiatia apiicabiiä, cu conditia ca persoana Tn cauzä sä se 
supunä Tn continuare sau sä fie supusä iegisiatiei unuia din Sta- 
teie contractante. In procesui de iuare a deciziei se va tine cont 
de feiui si circumstanteie de desfäsurare a activitätii de muncä 
independentä. 

(2) Cererea se va depune Tn Statui contractant a cärui iegisia- 
tie urmeazä a fi apiicatä. 

(3) In cazui convenirii unei exceptii, se va eiibera un certificat 
cu privire ia iegisiatia apiicabiiä. In cazui apiicärii iegisiatiei Re- 
pubiicii Federaie Germania, acest certificat se va eiibera de Uni- 
unea Centraiä Federaiä a Caseior de Asiguräri de Sänätate (Spit- 
zenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband)), 
Organismui German de Legäturä pentru Asiguräri de Sänätate Tn 
Sträinätate (DVKA). In cazui apiicärii iegisiatiei Repubiicii Moido- 
va, acest certificat se va eiibera de Casa Nationaiä de Asiguräri 
Sociaie. 
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Teil III 

Besondere Bestimmungen 


Partea III 

Dispozitii speciale 


Kapitel 1 

Rentenversicherung 
Artikel 10 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden auch die Versicherungszeiten berück- 
sichtigt, die nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats anrechenbar sind und nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Die 
Dauer der zu berücksichtigenden Versicherungszelten richtet 
sich nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach 
denen sie zurückgelegt worden sind. 

(2) Setzt der Leistungsanspruch bestimmte Versicherungszel- 
ten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versicherungszelten 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats berück- 
sichtigt. 

(3) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
In diesem Abkommen nichts anderes bestimmt Ist. 

(4) Die für die Zusammenrechnung der Versicherungszelten 
zu berücksichtigenden Versicherungszelten werden nur mit Ihrer 
tatsächlichen Dauer berücksichtigt. 

Artikel 11 

Besondere Bestimmungen 
für die Bundesrepublik Deutschland 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den Rechtsvorschriften der 
Bundesrepublik Deutschland ergeben. In der Alterssicherung der 
Landwirte Ist die Steigerungszahl die Grundlage für die Berech- 
nung der Rente. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver- 
sicherungszelten gilt auch für Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation, zurTellhabe am Arbeitsieben sowie für ergänzende 
Leistungen. 

(3) Nach den Rechtsvorschriften der Republik Moldau zurück- 
gelegte Versicherungszelten, die In bergbaulichen Betrieben 
unter Tage zurückgelegt worden sind, werden In der knapp- 
schaftllchen Rentenversicherung berücksichtigt. Ist nach den 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland Vorausset- 
zung für den Anspruch, dass ständige Arbeiten unter Tage oder 
diesen gleichgestellte Arbeiten verrichtet worden sind, berück- 
sichtigt der deutsche Träger die nach den Rechtsvorschriften der 
Republik Moldau zurückgelegten Versicherungszelten, während 
derer gleichartige Tätigkeiten verrichtet worden sind. 

(4) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften der Bundesrepublik Deutschland voraus, dass 
bestimmte Versicherungszelten Innerhalb eines bestimmten Zeit- 
raums zurückgelegt worden sind, und sehen die Rechtsvorschrif- 
ten ferner vor, dass sich dieser Zeitraum durch bestimmte Tat- 
bestände oder Versicherungszelten verlängert, werden für die 
Verlängerung auch Versicherungszelten nach den Rechts- 
vorschriften der Republik Moldau oder vergleichbare Tatbestän- 
de In der Republik Moldau berücksichtigt. Vergleichbare Tat- 
bestände sind Zelten, In denen Invallditäts- oder Altersrenten 
oder Leistungen wegen Krankheit, Schwangerschaft, Mutter- 
schaft, Arbeitslosigkeit oder Arbeltsunfällen (mit Ausnahme von 
Renten) nach den Rechtsvorschriften der Republik Moldau 
gezahlt wurden, und Zelten der Kindererziehung In der Republik 
Moldau. 

(5) Soweit In der Alterssicherung der Landwirte die Gewäh- 
rung bestimmter Leistungen davon abhängt, dass Versiche- 
rungszelten Im Sondersystem für Landwirte zurückgelegt worden 


Capitolul 1 

Asigurarea pentru pensii 
Articolul 10 

Totalizarea perioadelor 
de asigurare si calcului pensiilor 

(1) Pentru stablllrea dreptulul la prestatil conform leglslatlel 
apllcablle se vor lua Tn conslderare sl perloadele de asigurare 
care vor fl recunoscute conform leglslatlel celuilalt Stat contrac- 
tant si care nu se suprapun cu aceeasi perioadä. Durata perioa- 
delor de asigurare care urmeazä sä fie luate Tn conslderare se 
Stabileste conform leglslatlel Statului contractant Tn baza cäreia 
au fost realizate. 

(2) Dacä dreptui la prestatil este conditionat de realizarea 
anumitor perioade de asigurare, atunci se vor lua Tn conslderare 
numai perloadele de asigurare comparabile conform leglslatlel 
celuilalt Stat contractant. 

(3) Dacä Tn prezentui Acord nu este stabilit altceva, calcului 
pensiei se va efectua conform leglslatlel apllcablle a Statului con- 
tractant respectiv. 

(4) Perloadele de asigurare care trebuie luate Tn conslderare 
pentru totalizarea perioadelor de asigurare se vor lua Tn conside- 
rare numai cu durata lor realä. 

Articolul 11 
Dispozitii speciale 

pentru Republica Federalä Germania 

(1) Baza pentru determinarea punctajului personal de venit o 
constituie punctajul de venit determinat conform leglslatlel Re- 
publicii Federale Germania. In sistemul de asigurare cu pensii a 
agricultorilor baza pentru calcului pensiei o constituie coeficientui 
de majorare. 

(2) Dispozitia privind totalizarea perioadelor de asigurare se va 
aplica si pentru prestatiile de reabilitare medicalä, de participare 
la viata profesionalä, precum si pentru prestatiile suplimentare. 

(3) Perloadele de asigurare realizate conform leglslatlel Repu- 
blicii Moldova, care au fost realizate Tn Tntreprinderi de minerit 
subteran, se vor lua Tn conslderare Tn sistemul asigurärilor cu 
pensii pentru angajatii din minerit. Dacä conform leglslatlel Re- 
publicii Federale Germania dreptui la prestatil este conditionat 
de desfäsurarea lucrärilor permanente Tn subteran sau altor lu- 
cräri asimilate acestora, institutia germanä va lua Tn conslderare 
perloadele de asigurare realizate conform leglslatlel Republicii 
Moldova, Tn decursul cärora au fost desfäsurate activitäti simila- 
re. 

(4) Dacä dreptui la prestatil conform leglslatlel Republicii Fe- 
derale Germania este conditionat de realizarea anumitor perioa- 
de de asigurare Tntr-o anumitä perioadä de timp, si dacä Tn con- 
tinuare legislatia prevede cä aceastä perioadä de timp se 
prelungeste Tn cazul unor situatii de fapt sau perioade de asigu- 
rare, atunci pentru prelungirea ei se vor lua Tn conslderare si pe- 
rioadele de asigurare realizate conform leglslatlel Republicii Mol- 
dova sau situatiile de fapt comparabile din Republica Moldova. 
Situatiile de fapt comparabile sunt perloadele pentru care au fost 
plätite pensii de invaliditate sau pentru limitä de värstä sau pres- 
tatii Tn caz de boalä, graviditate, maternitate, somaj sau accidente 
de muncä (cu exceptia pensiilor), conform leglslatlel Republicii 
Moldova, si perloadele de crestere a copiilor Tn Republica Mol- 
dova. 

(5) In cazul Tn care acordarea anumitor prestatil din sistemul 
de asigurare cu pensii a agricultorilor depinde de realizarea unor 
perioade de asigurare Tn sistemul special pentru agricultori. 
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sind, werden für die Gewährung dieser Leistungen die nach den 
Rechtsvorschriften der Repubiik Moidau zurückgeiegten Ver- 
sicherungszeiten nur dann berücksichtigt, wenn sie während 
einer Tätigkeit ais seibstständiger Landwirt zurückgeiegt worden 
sind. 


Kapitel 2 
Versicherung bei 

Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 


Artikel 12 

Berücksichtigung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, 
dass bei der Bemessung des Grades der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit oder der Feststeiiung des Leistungsanspruchs 
infoige eines Arbeitsunfaiis oder einer Berufskrankheit im Sinne 
dieser Rechtsvorschriften andere Arbeitsunfäiie oder Berufs- 
krankheiten zu berücksichtigen sind, giit dies auch für die unter 
die Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats faiienden 
Arbeitsunfäiie oder Berufskrankheiten, ais ob sie unter die 
Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats gefaiien wären. An- 
dere Unfäiie oder Entschädigungsfäiie sind gieichermaßen zu be- 
rücksichtigen, wenn sie nach den jeweiiigen nationaien Rechts- 
vorschriften Arbeitsunfäiien oder Berufskrankheiten gieichgesteiit 
sind. 

(2) Der für die Entschädigung des eingetretenen Versiche- 
rungsfaiis zuständige Träger setzt die Leistung nach dem Grad 
der durch den Arbeitsunfaii oder die Berufskrankheit eingetrete- 
nen Minderung der Erwerbsfähigkeit entsprechend den für ihn 
geitenden Rechtsvorschriften fest. 


Artikel 13 
Berücksichtigung 

gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Bei der Feststeiiung eines Leistungsanspruchs aufgrund 
einer Berufskrankheit berücksichtigt der Träger eines Vertrags- 
staats auch Beschäftigungen, die ausgeübt wurden, ais die 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats gaiten, und die 
ihrer Art nach geeignet waren, diese Krankheit zu verursachen 
(gesundheitsgefährdende Beschäftigung). Besteht dabei nach 
den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten ein Leistungs- 
anspruch, werden die Geidieistungen mit Ausnahme der Rente 
nur nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats erbracht, in 
dessen Floheitsgebiet die berechtigte Person ihren gewöhniichen 
Aufenthait hat. Besteht nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaats Anspruch auf eine Rente wegen Berufskrankheit, hat 
der Träger nur den Teii zu erbringen, der dem Verhäitnis der Dauer 
der gesundheitsgefährdenden Beschäftigungen unter Geitung 
seiner Rechtsvorschriften zur Dauer der gesundheitsgefährden- 
den Beschäftigungen unter Geitung der Rechtsvorschriften bei- 
der Vertragsstaaten entspricht. 

(2) Absatz 1 giit auch für die Neufeststeiiung des Leistungs- 
anspruchs aufgrund einer Verschiimmerung der Berufskrankheit. 
Beruht diese darauf, dass die gesundheitsgefährdende Beschäf- 
tigung weiter ausgeübt wurde oder nach einer Unterbrechung 
wieder aufgenommen wurde, ist der durch die Verschiimmerung 
bedingte Anteii der Rente wegen Berufskrankheit aiiein von dem 
Vertragsstaat zu ieisten, unter Geitung dessen Rechtsvorschriften 
die gesundheitsgefährdende Beschäftigung, die die Verschiim- 
merung verursacht hat, ausgeübt wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 geiten auch für Leistungen an Flinter- 
biiebene. 


atunci pentru acordarea acestor prestatii perioadeie de asigurare 
reaiizate conform iegisiatiei Repubiicii Moidova se vor iuain con- 
siderare numai dacä au fost reaiizate in timpui unei activitäti de 
agricuitor pe cont propriu. 


Capitolul 2 
Asigurarea Tn caz 

de accidente de muncä si boli profesionale 

Articolul 12 

Luarea Tn considerare a 
accidentelor de muncä si bolilor profesionale 

(1) Dacä iegisiatia unui Stat contractant prevede cä, pentru 
stabiiirea graduiui de reducere a capacitätii de muncä sau pentru 
stabiiirea dreptuiui ia acordarea prestatiiior ca urmare a unui ac- 
cident de muncä sau unei boii profesionaie Tn sensui acestei ie- 
gisiatii, se vor iua Tn considerare aite accidente de muncä sau 
boii profesionaie, atunci acest iucru este vaiabii si pentru acci- 
denteie de muncä sau boiiie profesionaie care cad sub incidenta 
iegisiatiei ceiuiiait Stat contractant, ca si cum ar fi fost apiicabiiä 
iegisiatia primuiui Stat contractant. Aite accidente sau cazuri de 
despägubire se vor iua Tn considerare Tn egaiä mäsurä, dacä 
acestea, conform iegisiatiei nationaie respective, sunt asimiiate 
accidenteior de muncä sau boiiior profesionaie. 


(2) institutia competentä pentru despägubirea riscuiui asigurat 
survenit va stabiii prestatia conform graduiui de reducere a ca- 
pacitätii de muncä ca urmare a accidentuiui de muncä sau boiii 
profesionaie Tn conformitate cu iegisiatia Tn vigoare pentru aceas- 
tä institutie. 

Articolul 13 

Luarea Tn considerare a activitätilor 
de muncä periculoase pentru sänätate 

(1) Pentru stabiiirea dreptuiui Ia prestatii ca urmare a unei boii 
profesionale, institutia unui Stat contractant va Iua Tn considerare 
si activitätile desfäsurate pe perioada aplicabilitätii Iegisiatiei ce- 
iuiiait Stat contractant si care, dupä natura lor, au fost suscepti- 
bile sä cauzeze aceastä boalä (activitate de muncä periculoasä 
pentru sänätate). Dacä un drept Ia acordarea prestatiei existä 
conform Iegisiatiei ambelor State contractante, atunci prestatiile 
Tn bani, cu exceptia pensiei, se vor acorda doar conform legisla- 
tiei Statului contractant, pe teritoriul cäruia persoanaTndreptätitä 
Tsi are sederea obisnuitä. Dacä dreptui Ia o pensie ca urmare a 
boiii profesionale existä conform Iegisiatiei unui Stat contractant, 
atunci institutia va acorda numai partea care corespunde rapor- 
tului Tntre durata activitätilor de muncä periculoase pentru sänä- 
tate, aplicänd Iegisiatia sa, si durata activitätilor de muncä peri- 
culoase pentru sänätate, aplicänd Iegisiatia ambelor State 
contractante. 


(2) AlineatuI (1) se va aplica sifn cazul unei noi stabiliri a drep- 
tuiui Ia prestatii Tn urma unei agraväri a boiii profesionale. Dacä 
aceasta este cauzatä de faptui cä activitatea de muncä pericu- 
loasä pentru sänätate a fost desfäsuratä Tn continuare sau a fost 
reluatä dupä oTntrerupere, atunci partea pensiei ca urmare a boiii 
profesionale conditionatä de agravare se va acorda doar de cätre 
StatuI contractant, conform Iegisiatiei cäruia a fost desfäsuratä 
activitatea de muncä periculoasä pentru sänätate si care a cau- 
zat agravarea. 

(3) Alineatele (1) si (2) se vor aplica si Tn cazul prestatiiior acor- 
date urmasilor. 
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Teil IV 

Verschiedene Bestimmungen 


Partea IV 
Dispozitii diverse 


Kapitel 1 

Amts- und Rechtshilfe 

Artikel 14 

Amts- und Rechtshilfe, ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger der Vertragsstaaten leisten einander bei der 
Durchführung der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Ab- 
kommens erfassten Rechtsvorschriften und dieses Abkommens 
gegenseitige Hilfe so, als wendeten sie die für sie geltenden 
Rechtsvorschriften an. Für die gegenseitige Amts- und Rechts- 
hilfe der Gerichte der Vertragsstaaten gilt Satz 1 entsprechend. 
Die Hilfe Ist kostenlos; an dritte Stellen geleistete Zahlungen mit 
Ausnahme der Kosten für Kommunikation werden erstattet. 

(2) Die Hilfe umfasst auch ärztliche Untersuchungen Im Rah- 
men des sachlichen Geltungsbereichs dieses Abkommens. Sie 
Ist kostenlos, soweit die ärztlichen Untersuchungen Im Interesse 
der Träger beider Vertragsstaaten erfolgen. Liegen die ärztlichen 
Untersuchungen ausschließlich Im Interesse des ersuchenden 
Trägers, gehen die Kosten zu dessen Lasten. 

(3) Die In Artikel 20 Absatz 2 genannten Verbindungsstellen 
und die In Artikel 9 Absatz 3 bezelchneten Stellen übermitteln Im 
Rahmen Ihrer Zuständigkeit einander und den betroffenen Per- 
sonen die Tatsachen und die Beweismittel, die zur Sicherung der 
Rechte und Pflichten erforderlich sind, die sich aus den In Arti- 
kel 2 genannten Rechtsvorschriften sowie aus diesem Abkom- 
men ergeben. 

Artikel 15 
Anerkennung 

vollstreckbarer Entscheidungen und Urkunden 

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie die 
vollstreckbaren Urkunden der Träger oder der Behörden eines 
Vertragsstaats über Beiträge und sonstige Forderungen im Rah- 
men des sachlichen Geltungsbereichs dieses Abkommens wer- 
den im anderen Vertragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung des Vertragsstaats widerspricht, in dem die 
Entscheidung oder die Urkunde anerkannt werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entschei- 
dungen und Urkunden werden im anderen Vertragsstaat voll- 
streckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften, die in dem Vertragsstaat, in dessen Hoheits- 
gebiet vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in diesem 
Staat erlassenen entsprechenden Entscheidungen und Urkunden 
gelten. 

Artikel 16 

Gebühren 

Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vorge- 
sehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder Verwal- 
tungsgebühren einschließlich Konsulargebühren sowie die Er- 
stattung von Auslagen für Dokumente, die in Anwendung dieser 
Rechtsvorschriften vorzulegen sind, erstreckt sich auch auf die 
entsprechenden Dokumente, die in Anwendung dieses Abkom- 
mens oder der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkom- 
mens erfassten Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats 
vorzu legen sind. 

Artikel 17 

Bekanntgabe von Schriftstücken und Amtssprachen 

(1) Die Träger und Gerichte der Vertragsstaaten können bei 
der Durchführung dieses Abkommens und der vom sachlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens erfassten Rechtsvorschrif- 


Capltolul 1 

Asistentä adminlstrativä sl jurldicä 
Articolul 14 

Asistentä adminlstrativä sl jurldicä, examlnärl medicale 

(1) Institutiile Statelor contractante isi vor acorda asistentä re- 
ciprocä pentru aplicarea legislatiei preväzuteTn domeniul material 
de aplicare al prezentului Acord, precum sl a prezentului Acord, 
ca sl cum ar aplica propria legislatieTn vigoare. Pentru asistenta 
adminlstrativä sl jurldicä reciprocä a instantelor judecätoresti aie 
Statelor contractante propozitia 1 se va aplica corespunzätor. 
Asistenta este gratuitä; cu exceptia cheltuielilor pentru comuni- 
care, plätile cätre terti se vor restitui. 

(2) Asistenta cuprinde sl examinärile medicale Tn cadrul do- 
meniului material de aplicare al prezentului Acord. Aceasta este 
gratuitä Tn mäsura Tn care examinärile medicale se efectueazä Tn 
interesul institutiilor ambelor State contractante. Dacä examinä- 
rile medicale sunt exclusiv Tn interesul institutiei solicitante, atunci 
cheltuielile sunt suportate de aceasta. 

(3) Organismele de legäturä desemnateTn articolul 20 alinea- 
tul (2) sl institutiile desemnate Tn articolul 9 alineatui (3) Tsi trans- 
mit, Tn limitele competentei lor, reciproc sl persoanelor Tn cauzä 
circumstantele de fapt sl probele necesare pentru asigurarea 
drepturilor sl obligatiilor care rezultä din legislatia mentionatä Tn 
articolul 2, precum sl din prezentui Acord. 


Articolul 15 
Recunoasterea 

hotärärllor sl documentelor executorll 

(1) Hotärärile executorll ale instantelor de judecatä, precum 
sl documentele executorll ale institutiilor sau autoritätilor publice 
ale unui Stat contractant cu privire la contributii sl alte creante 
din cadrul domeniului material de aplicare al prezentului Acord 
se vor recunoaste Tn celälalt Stat contractant. 

(2) Recunoasterea poate fl refuzatä numai dacä contravine or- 
dinii publice a Statului contractant Tn care urmeazä a fl recunos- 
cutä hotärärea sau documentul. 

(3) Hotärärile sl documentele executorll recunoscute conform 
alineatului (1) se vor executa Tn celälalt Stat contractant. Proce- 
dura de executare este conformä cu legislatia Tn vigoare Tn StatuI 
contractant privind executarea hotärärllor sl documentelor cores- 
punzätoare emise Tn acest Stat, pe teritoriul cäruia urmeazä sä 
aibä loc executarea. 


Articolul 16 
Taxele 

Scutirea integralä sau partialä de impozite sau taxe adminis- 
trative, inclusiv de taxe consulare preväzutä de legislatia unui 
Stat contractant, precum sl restituirea spezelor pentru documen- 
tele necesare a fl prezentate Tn vederea aplicärii acestei legislatiei, 
se va aplica sl documentelor corespunzätoare care trebuie sä fie 
prezentate Tn aplicarea acestui Acord sau a legislatiei celuilalt 
Stat contractant, cuprinsä de domeniul material de aplicare al 
prezentului Acord. 


Articolul 17 

Comunicarea documentelor si limbile oficiale 

(1) In scopul aplicärii prezentului Acord si a legislatiei unui Stat 
contractant cuprinsä de domeniul material de aplicare al prezen- 
tului Acord, institutiile si instantele de judecatä ale Statelor con- 
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ten unmittelbar miteinander und mit den beteiligten Personen 
und deren Vertretern in ihren Amtssprachen verkehren. 

(2) Urteile, Bescheide oder sonstige Schriftstücke können 
einer Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats aufhält, unmittelbar durch einfachen Brief bekannt gege- 
ben oder durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein zugestellt 
werden. Dies gilt auch für Urteile, Bescheide und andere zustel- 
lungsbedürftige Schriftstücke, die bei der Durchführung des Ge- 
setzes der Bundesrepublik Deutschland über die Versorgung der 
Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, die dieses für ent- 
sprechend anwendbar erklären, erlassen werden. 

(3) Die Träger der Vertragsstaaten dürfen Eingaben und 
Urkunden nicht zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des 
anderen Vertragsstaats abgefasst sind. 

Artikel 18 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats bei einem Träger im anderen Vertrags- 
staat eingegangen, gilt der Antrag als bei dem Träger des ersten 
Vertragsstaats gestellt. Dies gilt auch für sonstige Anträge sowie 
für Erklärungen, Auskünfte und Rechtsbehelfe. 

(2) Die Anträge, Erklärungen, Auskünfte und Rechtsbehelfe 
sind vom Träger des einen Vertragsstaats, bei dem sie einge- 
reicht worden sind, unverzüglich an den Träger des anderen Ver- 
tragsstaats weiterzuleiten. 

(3) Ein Antrag auf Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entsprechende 
Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats, wenn der Antrag erkennen lässt, dass Versicherungs- 
zeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats 
zurückgelegt oder gesundheitsgefährdende Beschäftigungen im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ausgeübt worden 
sind. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich bean- 
tragt, dass die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats erworbenen Ansprüche auf Renten bei 
Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 19 

Schutz personenbezogener Daten 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften. 

1 . Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf 
Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten und 
über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und zu den 
durch die übermittelnde Stelle vorgesehenen Bedingungen 
zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur Ver- 
hütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeu- 
tung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit, wenn die Behörde des 
übermittelnden Vertragsstaats dieser Verwendung zuge- 
stimmt hat. Ohne vorherige Zustimmung der zuständigen Be- 
hörde des übermittelnden Vertragsstaats ist eine Verwendung 
für andere Zwecke nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer 
im Einzelfall bestehenden dringenden Gefahr für das Leben, 
die körperliche Unversehrtheit oder die persönliche Freiheit 
einer Person oder für bedeutende Vermögenswerte erforder- 
lich ist und Gefahr im Verzug besteht. In diesem Fall ist die 
zuständige Behörde des übermittelnden Vertragsstaats un- 
verzüglich um nachträgliche Genehmigung der Zweckände- 
rung zu ersuchen. Wird die Genehmigung verweigert, ist die 
weitere Verwendung der Informationen für den anderen 
Zweck unzulässig; ein durch die zweckändernde Verwen- 
dung der Information entstandener Schaden ist zu ersetzen. 


tractante pot comunica intre eie direct si cu persoanele partici- 
pante, precum si cu reprezentantii acestoraTn limbile lor oficiale. 

(2) Hotärärile judecätoresti, deciziile autoritätilor sau alte do- 
cumente pot fi comunicate unei persoane, aflate pe teritoriul ce- 
luilalt Stat contractant, direct prin scrisoare simplä sau pot fi no- 
tificate prin scrisoare recomandatä cu aviz de receptionare. 
Aceasta este valabil si pentru hotärärile judecätoresti, deciziile 
autoritätilor si alte documente care necesitä notificare, eliberate 
pentru aplicarea legii Republicii Federale Germania cu privire la 
asistenta victimelor de räzboi si a acelor legi care o declarä co- 
respunzätor aplicabilä. 

(3) Institutiile Statelor contractante nu vor respinge solicitärile 
si documentele pe motiv cä sunt redactate Tn limba oficialä a ce- 
luilalt Stat contractant. 

Articolul 18 

Egalitatea de tratament a cererilor 

(1) Dacä cererea pentru acordarea unei prestatii conform le- 
gislatiei unui Stat contractant este inregistratä la o institutie din 
celälalt Stat contractant, atunci se considerä ca si cum ar fi de- 
pusä la institutia primului Stat contractant. Aceasta este valabil 
si pentru alte cereri, precum si pentru declaratii, informatii si con- 
testatii. 

(2) Cererile, declaratiile, informatiile si contestatiile se vor 
transmite neTntärziat de institutia Statului contractant, care le-a 
receptionat, institutiei celuilalt Stat contractant. 

(3) O cerere pentru acordarea unei prestatii conform legislatiei 
unui Stat contractant se considerä de asemenea ca o cerere pen- 
tru acordarea unei prestatii corespunzätoare conform legislatiei 
celuilalt Stat contractant, dacä din ea se poate constata cä, in 
conformitate cu legislatia celuilalt Stat contractant, au fest reali- 
zate perioade de asigurare sau au fest desfäsurate activitäti de 
muncä periculoase pentru sänätate pe teritoriul celuilalt Stat con- 
tractant. Aceasta nu este valabil Tn cazul Tn care solicitantui cere 
Tn mod expres amänarea stabilirii drepturilor la pensii pentru li- 
mitä de värstä, dobändite conform legislatiei celuilalt Stat con- 
tractant. 

Articolul 19 

Protectia datelor cu caracter personal 

Dacä Tn baza prezentului Acord Tn conformitate cu legislatia 
nationalä are loc comunicarea de date cu caracter personal, 
atunci, cu conditia respeetärii legislatiei Tn vigoare a fiecärui Stat 
contractant, se vor aplica urmätoarele dispozitii. 

1 . La cerere, organismul destinatar al datelor va informa orga- 
nismul care le transmite despre utilizarea datelor transmise si 
rezultatele obtinute prin aceasta. 

2. Utilizarea datelor de cätre organismul destinatar se admite 
doar Tn scopurile stabilite de prezentui Acord si Tn conditiile 
preväzute de organismul care le transmite. In afarä de aceas- 
ta, utilizarea lor este permisä Tn scopul prevenirii si urmäririi 
infractiunilor de importantä considerabilä, precum si Tn scopul 
apärärii Tmpotriva amenintärilor majore pentru securitatea pu- 
blicä, dacä autoritatea Statului contractant care transmite da- 
tele a autorizat aceastä utilizare. Färä autorizarea prealabilä 
a autoritätii competente a Statului contractant care transmite 
datele, o utilizare Tn alte scopuri se permite numai dacä 
aceasta este necesarä pentru apärarea Tmpotriva unui pericol 
urgent existent Tn fiecare caz Tn parte pentru viata, integritatea 
corporalä sau libertatea personalä a unui individ sau pentru 
valori patrimoniale semnificative si Tn caz de pericol iminent. 
In acest caz autorizarea ulterioarä privind modificarea scopu- 
lui de utilizare a datelor se va solicita neTntärziat de la autori- 
tatea competentä a Statului contractant care transmite date- 
le. In caz de refuz al autorizärii, utilizarea Tn continuare a 
datelor Tn celälalt scop nu se admite; un prejudiciu cauzat de 
utilizarea informatiilor Tn scopuri modificate trebuie sä fie re- 
cuperat. 


12 


3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn 
die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat, dass da- 
durch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes ver- 
stoßen würde oder schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Personen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass unrichtige 
Daten oder Daten, die nicht hätten übermittelt werden dürfen, 
übermittelt worden sind, ist dies dem Empfänger unverzüg- 
lich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Daten unverzüglich zu 
berichtigen oder zu löschen. 

4. Die empfangende Stelle hat den Betroffenen über die Daten- 
erhebung bei der übermittelnden Stelle zu informieren. Die 
Information kann unterbleiben, soweit eine Abwägung ergibt, 
dass das öffentliche Interesse an dem Unterbleiben das 
Informationsinteresse des Betroffenen überwiegt. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Nummer 4 Satz 2 
gilt entsprechend. Im Übrigen richtet sich das Recht des Be- 
troffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Aus- 
kunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt 
wird. 

6. Wird jemand im Zusammenhang mit Datenübermittlungen 
nach diesem Abkommen rechtswidrig geschädigt, haftet ihm 
hierfür der Empfänger nach Maßgabe seines innerstaatlichen 
Rechts. Er kann sich im Verhältnis zum Geschädigten zu sei- 
ner Entlastung nicht darauf berufen, dass der Schaden durch 
die übermittelnde Stelle verursacht worden ist. Leistet die 
empfangende Stelle Schadensersatz wegen eines Schadens, 
der durch die Verwendung von unrichtig übermittelten Daten 
verursacht worden ist, erstattet die übermittelnde Stelle der 
empfangenden Stelle den Gesamtbetrag des geleisteten Er- 
satzes. 

7. Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende nationale 
Recht in Bezug auf die übermittelten Daten besondere 
Löschungsfristen vorsieht, weist die übermittelnde Stelle den 
Empfänger darauf hin. Unabhängig von diesen Fristen sind 
die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, 
für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich 
sind. 

8. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet, 
die Übermittlung und den Empfang von Daten aktenkundig 
zu machen. 

9. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet, 
die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen. 

Kapitel 2 

Durchführung und 
Auslegung dieses Abkommens 

Artikel 20 

Durchführungsvereinbarungen und Verbindungsstellen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können die 

zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Vereinbarun- 
gen schließen. 

(2) Zur Durchführung dieses Abkommens werden folgende 

Verbindungsstellen bestimmt: 

1 . in der Bundesrepublik Deutschland 
a) für die Rentenversicherung 


3. Organismul care transmite datele este obligat sä respecte co- 
rectitudinea datelortransmise, precum si necesitatea si prin- 
cipiul proportionalitätii cu privire la scopul urmärit prin trans- 
miterea acestora. In acest sens se vor respecta interdictiile 
de transmitere conform respectivelor reglementäri legale Tn 
vigoare la nivel national. Transmiterea datelor nu se va efec- 
tua, dacä organismul care le transmite are temei sä presu- 
punä, cä prin aceasta s-ar incäica scopul urmärit de o lege 
nationalä sau s-ar afecta interesele legitime ale persoanelor 
vizate. Dacä se constatä cä au fost transmise date incorecte 
sau date care nu ar fi trebuit sä fie transmise, atunci organis- 
mul destinatar trebuie informat neintärziat despre aceasta. 
Acesta este obligat sä corecteze sau sä radieze neTntärziat 
datele. 

4. Organismul destinatar trebuie sä informeze persoana vizatä 
despre obtinerea datelor de la organismul care le transmite. 
Informarea poate fi omisä, dacä Tn urma unei evaluäri rezultä 
cä interesul public privind omiterea prevaleazä fatä de inte- 
resul de informare al persoanei vizate. 

5. La cerere, persoanei vizate i se vor acorda informatiile trans- 
mise despre persoana sa, precum si despre scopul de utili- 
zare preväzut. PunctuI 4 propozitia 2 se va aplica corespun- 
zätor. In rest dreptui persoanei vizate de a obtine informatii 
despre datele existente cu privire la persoana sa se regle- 
menteazä conform dreptului national al Statului contractant, 
pe teritoriul cäruia se solicitä informatia. 

6. Dacä prin transmiterea datelor Tn conformitate cu prezentui 
Acord o persoanä este prejudiciatäfn mod Hielt, atunci orga- 
nismul destinatar va räspunde pentru acest prejudiciu Tn con- 
formitate cu reglementärile legale nationale. In relatia cu per- 
soana prejudiciatä organismul destinatar nu poate invoca, 
pentru a se elibera de räspundere, faptui cä prejudiciul a fost 
cauzat de cätre organismul care a transmis datele. Dacä or- 
ganismul destinatar recupereazä prejudiciul cauzat prin utili- 
zarea datelor transmise incorect, atunci organismul care a 
transmis datele va restitui organismului destinatar suma totalä 
a recuperärii acordate. 

7. In conditiile Tn care reglementärile legale nationale privind da- 
tele, aplicabile pentru organismul care le transmite, stabilesc 
termene speciale de radiere, organismul care transmite datele 
va atentiona organismul destinatar Tn aceastä privintä. Indi- 
ferent de aceste termene, datele transmise se vor radia ime- 
diat ce nu mal sunt necesare Tn scopul pentru care au fost 
transmise. 

8. Organismul care transmite si cel destinatar sunt obligate sä 
indice Tn dosar transmiterea si primirea datelor. 

9. Organismul care transmite si cel destinatar sunt obligate sä 
asigure eficient protectia datelor transmise, Tmpiedicänd ac- 
cesul neautorizat la acestea, modificarea si comunicarea lor 
neautorizatä. 

Capitolul 2 
Implementarea 

si interpretarea prezentului Acord 

Articolul 20 
tntelegerile privind 

implementarea si organismele de legäturä 

(1) Autoritätile competente ale Statelor contractante pot con- 

veni Tntelegerile necesare pentru implementarea prezentului 

Acord. 

(2) Pentru implementarea prezentului Acord se vor desemna 

urmätoarele organisme de legäturä: 

1 . In Republica Federalä Germania 
a) pentru asigurarea cu pensii 
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die Deutsche Rentenversicherung Nordbayern, Bayreuth, 


die Deutsche Rentenversicherung Bund, Beriin, 

die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See, Bochum, 

b) für die hüttenknappschaftiiche Zusatzversicherung 

die Deutsche Rentenversicherung für das Saariand, Saar- 
brücken, 

c) für die Aiterssicherung der Landwirte 

die Soziaiversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau, Kassei, 

d) für die Unfaiiversicherung 

die Deutsche Gesetziiche Unfaiiversicherung (DGUV), 
Deutsche Verbindungssteiie Unfaiiversicherung - Ausiand 
(DVUA), Beriin, 

e) soweit die gesetziichen Krankenkassen an der Durchfüh- 
rung dieses Abkommens beteiiigt sind, 

der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spit- 
zenverband), Deutsche Verbindungssteiie Krankenver- 
sicherung -Ausiand (DVKA), Bonn; 


2. in der Repubiik Moidau 

die Nationaie Soziaiversicherungskasse (Casa Nationaia de 
Asigurari Sociaie). 

(3) Bei der Zuordnung zu einem Regionaiträger innerhaib der 
Deutschen Rentenversicherung ist die Deutsche Rentenversiche- 
rung Nordbayern, Bayreuth, für aiie Verfahren einschiießiich der 
Feststeiiung und Erbringung von Leistungen zuständig, wenn 

1 . Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften der Bun- 
desrepubiik Deutschiand und der Repubiik Moidau zurück- 
geiegt wurden oder anzurechnen sind oder 

2. sonstige im Floheitsgebiet der Repubiik Moidau zurückgeieg- 
te Zeiten nach den Rechtsvorschriften der Bundesrepubiik 
Deutschiand über Fremdrenten anzurechnen sind oder 

3. der Berechtigte seinen gewöhniichen Aufenthait im Floheits- 
gebiet der Republik Moldau hat oder 

4. der Berechtigte Staatsangehöriger der Republik Moldau ist 
und seinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb der Vertrags- 
staaten hat. 

Dies gilt für Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur 
Teilhabe am Arbeitsleben nur, wenn sie im Rahmen eines laufen- 
den Rentenverfahrens erbracht werden. 

(4) Den Verbindungsstellen und den nach Artikel 9 von den 
zuständigen Behörden bevollmächtigten Stellen obliegt im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der in Betracht 
kommenden Personen über ihre Rechte und Pflichten nach die- 
sem Abkommen. 

(5) Die Verbindungsstellen werden ermächtigt, unter Beteili- 
gung der zuständigen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
die notwendigen und zweckmäßigen Verwaltungsmaßnahmen zu 
vereinbaren, einschließlich des Verfahrens über die Zahlung und 
die Erstattung von Geldleistungen. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend für die nach Artikel 9 von den 
zuständigen Behörden bezeichneten Stellen. 


Asigurarea Germanä pentru Pensii Bavaria de Nord, 
Bayreuth (Deutsche Rentenversicherung Nordbayern, 
Bayreuth), 

Institutia Germanä Federalä de Asigurare a Pensiilor, 
Berlin (Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin), 

Asigurarea Germanä pentru Pensii Minerit, Cäi Ferate, 
Navigatie Maritimä, Bochum (Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See, Bochum), 

b) pentru asigurarea suplimentarä a angajatilor din siderur- 
gie 

Asigurarea Germanä pentru Pensii Saarland, Saarbrücken 
(Deutsche Rentenversicherung für das Saarland, 
Saarbrücken), 

c) pentru asigurarea cu pensii a agricultorilor 

Asigurarea Socialä in Agriculturä, Silviculturä si Florticul- 
turä, Kassel (Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau, Kassel), 

d) pentru asigurarea de accidente 

Asigurarea Socialä de Stat Germanä pentru Accidente 
(DGUV), organismul german de legäturä, Asigurarea pen- 
tru accidente - sträinätate, Berlin, 

e) dacä la implementarea prezentului Acord participä casele 
sociale pentru asiguräri de sänätate, 

Uniunea Federalä Nationalä a Caselor de Asiguräri de Sä- 
nätate (Spitzenverband Bund der Krankenkassen 
(GKV-Spitzenverband)), Organismul German de Legäturä 
pentru Asiguräri de Sänätate Tn Sträinätate, Bonn (Deutsche 
Verbindungsstelle Krankenversicherung - Ausland (DVKA), 
Bonn); 

2. In Republica Moldova 

Casa Nationalä de Asiguräri Sociale. 

(3) In cazul atribuirii unei institutii regionale Tn cadrul asigurärii 
germane pentru pensii, competentä pentru toate procedurile, in- 
clusiv stabilirea si acordarea prestatiilor este Asigurarea Germanä 
pentru Pensii Bavaria de Nord, Bayreuth (Deutsche 
Rentenversicherung Nordbayern, Bayreuth), dacä 

1 . perioadele de asigurare au fost realizate si se lau Tn conside- 
rare conform legislatiei Republicii Federale Germania si Re- 
publicii Moldova sau 

2. trebuie considerate alte perioade realizate pe teritoriul Repu- 
blicii Moldova conform legislatiei Republicii Federale Germa- 
nia privind pensiile sträine sau 

3. persoana Tndreptätitä Tsi are sederea obisnuitä pe teritoriul 
Republicii Moldova sau 

4. persoana Tndreptätitä este cetätean al Republicii Moldova si 
Tsi are sederea obisnuitä Tn afara Statelor contractante. 

Aceasta se va aplica pentru prestatiile Tn scopul reabilitärii me- 
dicale si pentru participarea la viata profesionalä, numai dacä eie 
se acordäTn cadrul unei proceduri curente de stabilire a pensiei. 

(4) Organismele de legäturä si organismele autorizate de 
autoritätile competente conform articolului 9 sunt responsabile, 
Tn limita competente! lor, de informarea generalä a persoanelor 
Tn cauzä cu privire la drepturile si obligatiile lor Tn conformitate cu 
prezentui Acord. 

(5) Organismele de legäturä sunt autorizate sä convinä, Tn li- 
mita competente! lor, cu participarea autoritätilor competente, 
mäsurile administrative necesare si oportune, inclusiv procedura 
privind plata si restituirea prestatiilor Tn bani. 

(6) AlineatuI (5) se va aplica corespunzätor pentru organismele 
desemnate de cätre autoritätile competente conform articolului 9. 
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(7) Die Verbindungsstellen unterrichten einander jährlich, je- 
weils nach dem Stand vom 31. Dezember, über die in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vorgenommenen Zah- 
lungen. Die Angaben sollen sich nach Möglichkeit auf Zahl und 
Gesamtbetrag der Zahlungen erstrecken, die nach Leistungs- 
arten gegliedert sind. Das Nähere regeln die Verbindungsstellen. 

(8) Die Verbindungsstellen unterrichten einander über Ände- 
rungen und Ergänzungen der für sie geltenden vom sachlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens erfassten Rechtsvorschriften. 

Artikel 21 

Zahlungen und Umrechnungskurse 

(1) Renten oder andere Geldleistungen an Empfänger im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats werden unmittelbar 
ausgezahlt. 

(2) Geldleistungen können von einem Träger eines Vertrags- 
staats an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats aufhält, in der Währung des ersten Vertragsstaats 
mit befreiender Wirkung erbracht werden. Im Verhältnis zwischen 
dem Träger und dem Berechtigten ist entsprechend dem Recht 
des jeweiligen Vertragsstaats für die Umrechnung der Kurs des 
Tages maßgebend, der bei der Übermittlung der Geldleistungen 
zugrunde gelegt worden ist. 

(3) Hat ein Träger eines Vertragsstaats an einen Träger des 
anderen Vertragsstaats Zahlungen vorzunehmen, sind diese in 
der Währung des zweiten Vertragsstaats zu leisten. 

Artikel 22 
Erstattungen 

Hat der Träger eines Vertragsstaats Geldleistungen zu Unrecht 
erbracht, kann der zu Unrecht gezahlte Betrag von einer entspre- 
chenden Leistung der Renten- oder Unfallversicherung nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats zugunsten des 
Trägers einbehalten werden. 

Artikel 23 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens wer- 
den, soweit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, wird sie durch eine im beiderseitigen Einver- 
nehmen gebildete gemeinsame Ad-hoc-Kommission geregelt. 

Teil V 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 24 

Leistungsansprüche 
auf der Grundlage dieses Abkommens 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leis- 
tungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. 

(2) Die vor dem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der 
Vertragsstaaten zurückgelegten Versicherungszeiten und andere 
vor dem Inkrafttreten bestehende rechtserhebliche Sachverhalte 
werden bei der Anwendung dieses Abkommens berücksichtigt. 

(3) Entscheidungen vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens 
stehen der Anwendung dieses Abkommens nicht entgegen. 

(4) Ist der Versicherungsfall vor Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens eingetreten und besteht ein Anspruch auf Leistungen nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens, beginnt die Rente 
mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens, wenn der Antrag 
innerhalb von 12 Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
gestellt wurde. 


(7) Organismele de legäturä se vor informa reciproc anual, de 
fiecare datä la situatia din 31 decembrie, despre plätile efectuate 
pe teritoriul celuilalt Stat contractant. Informatiile urmeazä sä cu- 
prindä, dupä posibilitate, numärul si valoarea totalä a plätilor 
structurate pe tipuri de prestatii. Detaliile vor fi reglementate de 
organismele de legäturä. 

(8) Organismele de legäturä se vor informa reciproc despre 
modificärile si completärile legislatiei in vigoare pentru eie, cu- 
prinse de domeniul material de aplicare al prezentului Acord. 

Articolul 21 

Plätile si cursurile de schimb 

(1) Pensiile sau alte prestatii in bani cätre beneficiari pe terito- 
riul celuilalt Stat contractant se vor pläti direct. 

(2) Plata prestatiilor in bani poate fi efectuatä unei persoane 
care se aflä pe teritoriul celuilalt Stat contractant de cätre insti- 
tutia unui Stat contractant in moneda primului Stat contractant, 
aceasta constituind o stingere a obligatiei de platä. In raportul in- 
tre institutia si persoana indreptätitä pentru convertire decisiv 
este cursul de schimb la zi, care a stat la baza transferului pres- 
tatiilor in bani, stabilit corespunzätor reglementärilor legale ale 
fiecärui Stat contractant. 

(3) Dacä o institutie a unui Stat contractant trebuie sä efec- 
tueze pläti cätre o institutie a celuilalt Stat contractant, aceste 
pläti se vor efectua in Valuta celui de-al doilea Stat contractant. 

Articolul 22 
Restituiri 

Dacä institutia unui Stat contractant a acordat necuvenit pres- 
tatii in bani, atunci suma plätitä necuvenit poate fi dedusä in be- 
neficiul acestei institutii dintr-o prestatie corespunzätoare a asi- 
gurärii de pensii sau asigurärii de accidente conform legislatiei 
celuilalt Stat contractant. 

Articolul 23 

Solutionarea diferendelor 

(1) Eventuale diferende intre Statele contractante referitoare 
la interpretarea sau aplicarea prezentului Acord se vor solutiona, 
in mäsura posibilitätilor, de autoritätile competente. 

(2) In cazul in care un diferend nu va putea fi solutionat in 
acest mod, acesta va fi solutionat de o comisie mixtä, formatä 
ad-hoc de comun acord. 

Partea V 

Dispozitii tranzitorii si finale 

Articolul 24 
Drepturile 

la prestatii Tn baza prezentului Acord 

(1) PrezentuI Acord nu deschide nici un drept la prestatii pen- 
tru perioada anterioarä inträrii sale in vigoare. 

(2) Perioadele de asigurare, precum si alte situatii care au re- 
levantä juridicä conform legislatiei Statelor contractante, realizate 
anterior inträrii in vigoare a Acordului, vor fi luate in considerare 
la aplicarea prezentului Acord. 

(3) Deciziile anterioare inträrii in vigoare a prezentului Acord 
nu impiedicä aplicarea prezentului Acord. 

(4) In situatia in care cazul asigurat a survenit inaintea inträrii 
in vigoare a prezentului Acord si un drept la prestatii existä doar 
in baza prezentului Acord, atunci plata pensiei va incepe de la 
data inträrii in vigoare a prezentului Acord, in mäsura in care ce- 
rerea afost depusäin decursde 12 luni din data inträrii in vigoare 
a acestui Acord. 
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(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest- 
gestellt worden sind, können auf Antrag neu festgestellt werden, 
wenn sich allein aufgrund der Bestimmungen dieses Abkom- 
mens eine Änderung ergibt. Renten, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens festgestellt worden sind, können auch von 
Amts wegen im Rahmen der innerstaatlichen Regelungen neu 
festgestellt werden. In diesen Fällen gilt der Tag, an dem der 
Träger eines Vertragsstaats das Verfahren einleitet, als Tag der 
Antragstellung nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaats. 

(6) Ergibt die Neufeststellung nach Absatz 5 eine niedrigere 
Rente, ist die Rente in der bisherigen Höhe weiter zu erbringen. 


Artikel 25 
Schlussprotokoll 

Das beiliegende Schlussprotokoll ist Bestandteil dieses Ab- 
kommens. 

Artikel 26 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkun- 
den ausgetauscht worden sind. 

Artikel 27 

Geltungsdauer und Kündigung 

(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft. 
Jeder Vertragsstaat kann es bis zum 30. September eines 
Kalenderjahres auf diplomatischem Wege schriftlich kündigen. 
Die Kündigung wird am 1 . Januar des auf die Kündigung folgen- 
den Kalenderjahres wirksam. 

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, gel- 
ten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leistungs- 
ansprüche weiter. Einschränkende Rechtsvorschriften über den 
Ausschluss eines Anspruchs oder das Ruhen oder die Entzie- 
hung von Leistungen wegen des gewöhnlichen Aufenthalts im 
Ausland bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 

Geschehen zu Chisinäu am 12. Januar 2017 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und rumänischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(5) La cerere, pensiile stabilite inainte de intrarea in vigoare a 
prezentului Acord pot fi stabilite din nou, dacä exclusiv in baza 
dispozitiilor prezentului Acord a survenit o modificare. Pensiile 
stabilite inainte de intrarea in vigoare a prezentului Acord pot fi 
stabilite si din oficiu din nou in limita reglementärilor legale na- 
tionale. In aceste cazuri, ziuain care institutia unui Stat contrac- 
tant initiazä procedura se va considera ca ziuä de depunere a ce- 
rerii in conformitate cu legislatia celuilalt Stat contractant. 


(6) Dacä noua stabilire a pensiei conform alineatului (5) va 
avea ca efect reducerea cuantumului pensiei, atunci se va men- 
tine in platä pensia in cuantumul anterior. 

Articolul 25 
Protocol final 

Protocolul final anexat este parte integrantä a prezentului 
Acord. 

Articolul 26 

Ratificarea si intrarea Tn vigoare 

(1) PrezentuI Acord necesitä a fi ratificat; schimbarea instru- 
mentelor de ratificare se va face cät mal curänd posibil. 

(2) PrezentuI Acord inträ in vigoare in prima zi a celei de-a treia 
luni care urmeazä expirärii lunii in care a avut loc schimbarea 
instrumentelor de ratificare. 

Articolul 27 

Valabilitatea si denuntarea 

(1) PrezentuI Acord rämänein vigoare pe perioadä nelimitatä. 
Fiecare Stat contractant poate sä-l denunte in scris pe cale 
diplomaticä pänä pe 30 septembrie a unui an calendaristic. 
Denuntarea va produce efecte incepänd cu 1 ianuarie din anul 
calendaristic ce urmeazä denuntärii. 

(2) In cazul in care prezentuI Acord isi inceteazä valabilitatea 
ca urmare a denuntärii, dispozitiile sale privind drepturile la pres- 
tatii dobändite pänä in acel moment vor continua sä fie aplicate. 
Legislatia restrictivä privind pierderea unui drept sau suspenda- 
rea ori retragerea prestatiilor ca urmare a sederii obisnuite in strä- 
inätate nu va fi luatä in considerare pentru aceste drepturi. 

Semnat la Chisinäu la 1 2 ianuarie 201 7 in douä exemplare ori- 
ginale, fiecare in limbile germanä si romänä, ambele texte fiind 
egal autentice. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pentru Republica Federalä Germania 

Thorben Albrecht 
Ulrike Knotz 

Für die Republik Moldau 
Pentru Republica Moldova 

Viorica Dumbräveanu 


16 


Schlussprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Moldau 
über Soziale Sicherheit 


Protocol final 
la Acordul 

Tntre Republica Federalä Germania 
sl Republica Moldova 
privlnd securltatea soclalä 


Bei der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Bun- 
desrepubiik Deutschiand und der Repubiik Moidau über Soziaie 
Sicherheit erkiären die Bevoiimächtigten beider Vertragsstaaten, 
dass Einverständnis über Foigendes besteht: 

1 . Zu Artikei 1 Absatz 1 Nummer 7 des Abkommens: 

Die Versicherungszeiten, die bis zum 31. Dezember 1991 im 
Hoheitsgebiet der ehemaiigen Moidauischen Soziaiistischen 
Sowjetrepubiik zurückgeiegt wurden, geiten ais in der 
Repubiik Moidau zurückgeiegte Versicherungszeiten. 

in Bezug auf die Repubiik Moidau geiten nicht ais Versiche- 
rungszeiten Zeiten, die außerhaib des Hoheitsgebiets der 
ehemaiigen Moidauischen Soziaiistischen Sowjetrepubiik 
sowie außerhaib des Hoheitsgebiets der Repubiik Moidau 
zurückgeiegt wurden. 

2. Zu Artikei 1 Absatz 1 Nummer 9 des Abkommens: 

Der gewöhniiche Aufenthait ergibt sich aus dem tatsäch- 
iichen, rechtmäßigen und auf Dauer ausgerichteten Verwei- 
ien sowie dem Schwerpunkt der Lebensverhäitnisse. 

3. Zu Artikei 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Abkom- 
mens: 

Für die in der Bundesrepubiik Deutschiand bestehende 
Hüttenknappschaftiiche Zusatzversicherung geiten die be- 
sonderen Bestimmungen des Abkommens (Teii iii) nicht. 

4. Zu Artikei 2 Absatz 2 des Abkommens: 

a) Ungeachtet des Artikeis 2 Absatz 2 des Abkommens be- 
rücksichtigen 

- die deutschen Träger soweit erforderiich auch Ver- 
sicherungszeiten einer Person, die in einem anderen 
Mitgiiedstaat der Europäischen Union, einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz zurück- 
geiegt worden sind, und 

- die Träger beider Vertragsstaaten soweit erforderiich 
auch Versicherungszeiten einer Person, die in einem 
Drittstaat zurückgeiegt worden sind, mit dem beide 
Vertragsstaaten ein gieichartiges Abkommen über 
Soziaie Sicherheit geschiossen haben. Dies giit auch 
für Versicherungszeiten, die in einem Staat, in dem die 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 anzuwenden ist, 
zurückgeiegt worden sind, sofern die Repubiik Moi- 
dau mit dem betreffenden Staat ein Abkommen über 
Soziaie Sicherheit geschiossen hat. 

b) in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand giit Arti- 
kei 2 Absatz 2 des Abkommens nicht, soweit das andere 
Abkommen oder die überstaatiiche Regeiung Versiche- 
rungsiastregeiungen enthäit, nach denen Versicherungs- 
zeiten endgüitig in die Last eines Staates übergegangen 


La semnarea Acorduiui Tntre Repubiica Federaiä Germania si 
Repubiica Moidova in domeniui securitätii sociaie imputernicitii 
ambeior State contractante deciarä cä au convenit urmätoareie: 

1 . La articoiui 1 aiineatui (1) punctui 7 ai Acorduiui: 

Perioadeie de asigurare reaiizate pänä ia 31 decembrie 1991 
pe teritoriui fostei Repubiici Sovietice Sociaiiste Moidove- 
nesti sunt considerate ca si perioadeie de asigurare reaiizate 
in Repubiica Moidova. 

Referitor ia Repubiica Moidova nu se considerä ca perioade 
de asigurare perioadeie care au fost reaiizate Tn afara terito- 
riuiui fostei Repubiicii Sovietice Sociaiiste Moidovenesti, 
precum si Tn afara teritoriuiui Repubiicii Moidova. 

2. La articoiui 1 aiineatui (1) punctui 9 ai Acorduiui: 

Sederea obisnuitä este determinatä de sederea conceputä 
Tn vederea unei rämäneri efective, iegaie si de duratä, 
precum si de centrui intereseior vitaie. 

3. La articoiui 2 aiineatui (1) punctui 1 iitera b) ai Acorduiui: 

Pentru asigurarea supiimentarä a angajatiior din siderurgie 
din Repubiica Federaiä Germania nu se vor apiica dispozi- 
tiiie speciaie aie Acorduiui (Partea iii). 

4. La articoiui 2 aiineatui (2) ai Acorduiui: 

a) Prin deviere de ia articoiui 2 aiineatui (2) ai Acorduiui sunt 
iuate Tn considerare 

- de cätre institutiiie germane, Tn mäsura necesarä, si 
perioadeie de asigurare aie unei persoane, care au 
fost reaiizate Tntr-un ait stat membru ai Uniunii Euro- 
pene, Tntr-un ait stat contractant ai Acorduiui privind 
Spatiui Economic European sau Tn Confederatia Eive- 
tianä si 

- de cätre institutiiie ambeior State contractante, Tn mä- 
sura necesarä, si perioadeie de asigurare aie unei per- 
soane, care au fost reaiizate Tntr-un stat tert, cu care 
ambeie State contractante au Tncheiat un acord simi- 
iarTn domeniui securitätii sociaie. Aceasta se va apiica 
si perioadeior de asigurare reaiizate Tntr-un stat, Tn 
care se apiicä Reguiamentui (CE) nr. 883/2004, dacä 
Repubiica Moidova a Tncheiat cu statui Tn cauzä un 
acord Tn domeniui securitätii sociaie. 

b) In ceea ce priveste Repubiica Federaiä Germania nu se 
va apiica articoiui 2 aiineatui (2) ai Acorduiui, Tn mäsura 
Tn care ceiäiait acord sau regiementare supranationaiä 
contine regiementäri referitoare ia repartizarea riscuriior 
de asigurare, conform cärora perioadeie de asigurare au 
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oder aus dessen Last abgegeben worden sind. 

5. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwir- 
kung der Versicherten und der Arbeitgeber in den Orga- 
nen der Selbstverwaltung der Träger und der Verbände 
von Trägern sowie in der Rechtsprechung der Sozialen 
Sicherheit gewährleisten, bleiben unberührt. 

b) In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland bleiben 
Versicherungslastregelungen in zwischenstaatlichen Ab- 
kommen oder im überstaatlichen Recht unberührt. 

c) Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland, die die Staatsangehörig- 
keit eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines 
Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz haben, sind zur frei- 
willigen Versicherung in der Rentenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland nur nach der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 berechtigt. 

d) Staatsangehörige der Republik Moldau mit gewöhn- 
lichem Aufenthalt außerhalb des Hoheitsgebiets der 
Bundesrepublik Deutschland sind zur freiwilligen Versi- 
cherung in der Rentenversicherung der Bundesrepublik 
Deutschland berechtigt, wenn sie zu dieser Beitragszei- 
ten für mindestens 60 Monate zurückgelegt haben. Dies 
gilt entsprechend für Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 
des Abkommens der Vereinten Nationen vom 28. Juli 
1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls vom 31 . Januar 1967 über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge und für Staatenlose im Sinne des Arti- 
kels 1 des Übereinkommens vom 28. September 1954 
über die Rechtsstellung der Staatenlosen mit gewöhnli- 
chem Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Republik Moldau. 
Für die übrigen vom persönlichen Geltungsbereich des 
Abkommens erfassten Personen gilt Artikel 4 nicht für 
die freiwillige Versicherung in der Rentenversicherung 
der Bundesrepublik Deutschland. Günstigere innerstaat- 
liche Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

e) Die Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten über die Ver- 
sicherungspflicht der gewöhnlich an Bord eines See- 
schiffs erwerbstätigen Personen bleiben unberührt. 

6. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheitsgebiet 
der Republik Moldau erhalten eine Rente nach den 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, wenn der An- 
spruch unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage 
besteht. 

b) Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
über Leistungen aus Versicherungszeiten, die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland zurück- 
gelegt worden sind, sowie über Leistungen aus Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten, die nicht im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland eingetreten 
sind, bleiben unberührt. 

c) Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
über Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, zur 
Teilhabe am Arbeitsleben sowie über ergänzende Leis- 
tungen der Träger der Rentenversicherung und der 
Alterssicherung der Landwirte bleiben unberührt. 

d) Die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die das Ruhen von Ansprüchen aus der Renten- 
versicherung für Personen versehen, die sich einem 
gegen sie betriebenen Strafverfahren durch Aufenthalt 
im Ausland entziehen, bleiben unberührt. 


trecut definitiv pe seama unui stat sau au fest transferate 
de pe seama acestuia. 

5. La articolul 4 al Acordului: 

a) Legislatia unui Stat contractant care asigurä participarea 
asiguratilor si angajatorilor la organismele de autoadmi- 
nistrare a institutiilor si asociatiilor de institutii, precum 
si la jurisdictia Tn domeniul securitätii sociale rämäne 
neschimbatä. 

b) In ceea ce priveste Republica Federalä Germania preve- 
derile referitoare la repartizarea riscurilor de asigurare din 
acordurile interstatale sau din reglementärile supranatio- 
nale rämän neschimbate. 

c) Persoanele cu sedere obisnuitä in afara Republicii Fede- 
rale Germania, care au cetätenia unui stat membru al 
Uniunii Europene, a unui stat contractant al Acordului 
privind Spatiul Economic European sau a Confederatiei 
Elvetiene, au dreptui la asigurareafacultativäin sistemul 
de asigurare a pensiilor din Republica Federalä Germa- 
nia numai in conformitate cu RegulamentuI (CE) 
nr. 883/2004. 

d) Cetätenii Republicii Moldova cu sedere obisnuitä Tn afara 
teritoriului Republicii Föderale Germania au dreptui la 
asigurarea facultativä Tn sistemul de asigurare a pensiilor 
din Republica Federalä Germania, daeä au realizat Tn 
acest sistem perioade de cotizare de cel putin 60 de 
luni. Aceasta se va aplica corespunzätor pentru refugiati 
Tn sensul articolului 1 al Acordului Natiunilor Unite din 
28 lulle 1951 privind statutul refugiatilor si al Protocolului 
din 31 ianuarie 1967 privind statutul refugiatilor si al apa- 
trizilorfn sensul articolului 1 al Conventiei din 28 sep- 
tembrie 1954 privind statutul apatrizilor, cu sedere obis- 
nuitä pe teritoriul Republicii Moldova. Pentru toate 
celelalte persoane cuprinse de domeniul personal de 
aplicare al Acordului articolul 4 nu se va aplica pentru 
asigurarea facultativä din sistemul de asigurare a pensii- 
lor al Republicii Föderale Germania. Legislatia nationalä 
mal favorabilä rämäne neschimbatä. 


e) Legislatia Statelor contractante privind obligatia de asi- 
gurare a persoanelor angajate Tn mod obisnuit la bordul 
unei nave maritime rämäne neschimbatä. 

6. La articolul 5 al Acordului: 

a) Persoanele cu sedere obisnuitä pe teritoriul Republicii 
Moldova vor primi o pensie Tn conformitate cu legislatia 
Republicii Föderale Germania pentru capacitatea redusä 
de muncä numai daeä acest drept existä indiferent de 
situatia de pe respectiva piatä a muncii. 

b) Legislatia Republicii Föderale Germania privind presta- 
tiile Tn baza perioadelor de asigurare care nu au fest rea- 
lizate pe teritoriul Republicii Föderale Germania, precum 
si legislatia privind prestatiile ca urmare a accidentelor 
de muncä si bolilor profesionale, care nu au survenit pe 
teritoriului Republicii Föderale Germania, rämäne 
neschimbatä. 

c) Legislatia Republicii Föderale Germania privind presta- 
tiile pentru reabilitare medicalä, pentru participare la via- 
ta profesionalä, precum si privind prestatiile suplimen- 
tare ale institutiilor de asigurare a pensiilor si privind 
asigurarea pensiilor pentru agricultori rämäne neschim- 
batä. 

d) Legislatia Republicii Föderale Germania privind suspen- 
darea drepturilor ce decurg din asigurarea pensiilor pen- 
tru persoanele care, prin sedere Tn sträinätate, se sustrag 
de la o procedurä penalä desfäsuratä Tmpotriva lor, 
rämäne neschimbatä. 
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7. Zu den Artikeln 7 und 9 des Abkommens: 

a) Gelten für eine Person nach Artikel 7 oder 9 des Abkom- 
mens die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland, finden hinsichtlich dieser Beschäftigung in 
gleicher Weise auf sie und ihren Arbeitgeber allein die 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland 
über die Kranken- und Pflegeversicherung sowie die 
Arbeitsförderung (Arbeitslosenversicherung) so Anwen- 
dung, als ob die Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgeübt würde. 

b) Gelten für eine Person nach Artikel 7 oder 9 des Abkom- 
mens die Rechtsvorschriften der Republik Moldau, fin- 
den hinsichtlich dieser Beschäftigung auch die Rechts- 
vorschriften der Bundesrepublik Deutschland über die 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie die Arbeits- 
förderung (Arbeitslosenversicherung) keine Anwendung. 

c) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind ver- 
pflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung mit den dafür zuständigen Trägern und 
Organisationen des Vertragsstaats, in dem die Beschäf- 
tigung tatsächlich ausgeübt wird, zusammenzuarbeiten. 
Weitergehende innerstaatliche Rechtsvorschriften blei- 
ben unberührt. 

8. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

a) Eine Entsendung in das Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats liegt insbesondere dann nicht vor, wenn 

aa) die Tätigkeit des entsandten Arbeitnehmers im Be- 
schäftigungsstaat nicht dem Tätigkeitsbereich des 
Arbeitgebers im Entsendestaat entspricht oder 

bb) der zum Zwecke der Entsendung eingestellte 
Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt nicht im Entsendestaat hat. 

b) Der Arbeitgeber übt im Entsendestaat gewöhnlich eine 
nennenswerte Geschäftstätigkeit aus, wenn er dort 
üblicherweise 25 Prozent des Umsatzes erzielt oder 
25 Prozent der Arbeitnehmer beschäftigt. 

c) Erfolgt die erneute Entsendung im Rahmen eines 
Beschäftigungsverhältnisses mit einem anderen Arbeit- 
geber, setzt die Anwendung von Artikel 7 Absatz 1 des 
Abkommens voraus, dass der Arbeitnehmer bei dem an- 
deren Arbeitgeber unmittelbar vor der Entsendung min- 
destens zwei Monate im Entsendestaat beschäftigt war. 

d) Der Zeitraum von 24 Monaten beginnt für Arbeitnehmer, 
die am Tag des Inkrafttretens des Abkommens bereits 
entsandt sind, mit diesem Tag. 

9. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Eine Ausnahmevereinbarung kann insbesondere für einen 

Arbeitnehmer geschlossen werden, der 

a) bei einem im anderen Vertragsstaat ansässigen, recht- 
lich selbstständigen Unternehmen eingesetzt wird, das 
mit dem entsendenden Unternehmen rechtlich verbun- 
den ist, sofern sein Einsatz länger als zwei Monate im 
Kalenderjahr dauert und er für diesen Zeitraum zu 
Lasten des im Beschäftigungsstaat ansässigen Unter- 
nehmens Arbeitsentgelt bezieht, 

b) für mehr als 24 Monate in den anderen Vertragsstaat 
entsandt wurde, für die Zeit ab dem 25. Monat der Ent- 
sendung, 

c) im Bereich der kulturellen, humanitären oder wissen- 
schaftlichen Zusammenarbeit vorübergehend im ande- 
ren Vertragsstaat beschäftigt wird. 

10. Zu Teil III des Abkommens: 

Die Rechtsvorschriften über Leistungen für nach dem 

Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle und 


7. La articolele 7 si 9 ale Acordului: 

a) Dacä Tn privinta unei persoane, conform articolelor 7 
sau 9 se aplicä legislatia Republicii Federale Germania, 
atunci CU privire la aceastä activitate de muncä Tn egalä 
mäsurä pentru persoanä si angajatorul ei se va aplica 
doar legislatia Republicii Federale Germania privind asi- 
gurarea de sänätate si de Tngrijire, precum si cea privind 
mäsurile active de promovare a muncii (asigurarea de 
somaj) Tn asa fei, ca si cum activitatea de muncä s-ar 
desfäsuraTn Republica Federalä Germania. 

b) Dacä pentru o persoanä, conform articolelor 7 sau 9 se 
aplicä legislatia Republicii Moldova, atunci Tn privinta 
acestei activitäti de muncä nu se va aplica nici legislatia 
Republicii Federale Germania privind asigurarea de 
sänätate si de Tngrijire si nici cea privind mäsurile active 
de promovare a muncii (asigurarea de somaj). 

c) Angajatorii persoanelor angajate detasate sunt obligati 
sä colaborezeTn domeniul protectiei muncii si prevenirii 
accidentelor cu institutiile responsabile Tn acest sens si 
CU organizatiile Statului contractant Tn care se desfäsoa- 
rä efectiv activitatea de muncä. Legislatia mal amplä din 
acest domeniu la nivel national rämäTne neschimbatä. 

8. La articolul 7 al Acordului: 

a) Nu este consideratä detasare pe teritoriul celuilalt Stat 
contractant, Tn special situatia cänd: 

aa) activitatea persoanei angajate detasate Tn StatuI 
contractant nu corespunde cu domeniul de activi- 
tate al angajatorului din StatuI contractant care de- 
taseazä, sau 

bb) persoana angajatä Tn scopul detasärii Tn acel mo- 
ment nu-si are sederea obisnuitä Tn statuI care de- 
taseazä. 

b) Angajatorul desfäsoarä, de regulä, Tn statuI care deta- 
seazä, o activitate economicä semnificativä, atunci, 
cänd obtine acoloTn mod obisnuit 25 la sutä din cifra de 
afaceri sau angajeazä 25 la sutä din persoanele angaja- 
te. 

c) Dacä o nouä detasare are loc Tn cadrul unui raport de 
angajare Tn cämpul muncii cu un alt angajator, atunci 
aplicarea articolului 7 alineatui (1) al Acordului presupune 
cä persoana angajatä, direct Tnainte de detasare, a acti- 
vat la celälalt angajator cel putin douä luni Tn statuI care 
detaseazä. 

d) In cazul persoanelor angajate, care Tn ziua inträrii Tn 
vigoare a Acordului sunt deja detasate, perioada de 
24 de luni Tncepe sä curgä de la aceastä datä. 

9. La articolul 9 al Acordului: 

O convenire a exceptiei poate fi Tncheiatä Tn special pentru 

o persoanä angajatä, care 

a) Tsi desfäsoarä activitatea la o Tntreprindere independentä 
din punct de vedere juridic cu sediul Tn celälalt Stat con- 
tractant si care este legatä juridic cu Tntreprinderea care 
detaseazä, Tn cazul Tn care activitatea sa va dura mal 
mult de douä luni Tn anul calendaristic si ea primeste 
pentru aceastä perioadä de timp drepturile salariale de 
la Tntreprinderea din statuI de angajare, 

b) a fest detasatä pentru o perioadä mal mare de 24 de luni 
Tn celälalt Stat contractant, pentru perioada care Tncepe 
cu a 25-a lunä a detasärii, 

c) desfäsoarä activitate temporarä Tn celälalt Stat contrac- 
tant, Tn domeniul cooperärii culturale, umanitare sau 
stiintifice. 

10. La Partea III a Acordului: 

Legislatia cu privire la prestatiile Tn caz de accidente de 

muncä si bell profesionale, ce urmeazä sä fie compensate 
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Berufskrankheiten sowie über Leistungen für nach dem 
Fremdrentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten biei- 
ben unberührt. 

11. Zu Teii iii Kapitei 2 des Abkommens: 

a) Für die Anzeige eines Arbeitsunfaiis oder einer Berufs- 
krankheit geiten die Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, nach denen die Versicherung besteht. 

b) Wird die Anzeige gegenüber einem Träger im nicht zu- 
ständigen Vertragsstaat erstattet, ist sie unverzügiich 
dem zuständigen Träger des anderen Vertragsstaats zu 
übersenden. 

12. Zu Artikei 1 1 Absatz 3 des Abkommens: 

Artikei 1 1 Absatz 3 des Abkommens findet auch für die nach 
Nummer 4 Buchstabe a gegebenenfaiis zu berücksichtigen- 
den Versicherungszeiten Anwendung. 

1 3. Zu Artikei 24 des Abkommens: 

in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand begründet 
das Abkommen keinen Anspruch auf Leistungen in den 
Fäiien, in denen der Vertrag vom 24. Mai 1 960 zwischen der 
Deutschen Demokratischen Repubiik und der Union der 
Soziaiistischen Sowjetrepubiiken über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Soziaiwesens unmitteibar oder auf- 
grund innerstaatiicher Rechtsvorschriften weiterhin anzu- 
wenden ist. 


conform dreptuiui cu privire ia pensiiie sträine, precum si cu 
privire ia prestatiiie pentru perioadeie de asigurare, consi- 
derate conform dreptuiui privind pensiiie sträine, rämäne 
neschimbatä. 

11. La Partea iii, Capitoiui 2 ai Acorduiui: 

a) Pentru sesizarea unui accident de muncä sau unei boii 
profesionaie se va apiica iegisiatia Statuiui contractant 
in baza cäreia persoana este asiguratä. 

b) Dacä sesizarea se va comunica unei institutii din Statui 
contractant ce nu detine competenta, aceasta se va 
transmite neintärziat institutiei competente din ceiäiait 
Stat contractant. 

12. La articoiui 11 aiineatui (3) ai Acorduiui: 

Articoiui 11 aiineatui (3) ai Acorduiui se va apiica si pentru 
perioadeie de asigurare care, dupä caz, urmeazä sä fie re- 
cunoscute conform punctuiui 4 iitera a). 

13. La articoiui 24 ai Acorduiui: 

Pentru Repubiica Federaiä Germania Acordui nu intemeiazä 
dreptui ia prestatii pentru cazuriie in care Acordui Tntre Re- 
pubiica Democratä Germanä si Uniunea Repubiiciior Sovie- 
tice Sociaiiste cu privire ia cooperarea Tn domeniui Sociai 
din 24 mai 1960 se va apiica in continuare direct sau Tn baza 
iegisiatiei nationaie. 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt in umfassender Weise die Bezie- 
hungen zwischen beiden Staaten im Bereich der gesetz- 
lichen Renten- und Unfallversicherung. Es begründet 
unter Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit 
Rechte und Pflichten von Einwohnerinnen und Einwoh- 
nern beider Staaten und sieht die Gleichbehandlung der 
beiderseitigen Staatsangehörigen sowie ihrer Hinter- 
bliebener vor. Die Voraussetzungen für einen Renten- 
anspruch können durch Zusammenrechnung der in bei- 
den Staaten zurückgelegten Versicherungszeiten erfüllt 
werden. Jeder Staat zahlt aber nur die Rente für die nach 
seinem Recht zurückgelegten Versicherungszeiten. 

Das Abkommen enthält darüber hinaus Regelungen über 
die Vermeidung der Doppelversicherung in beiden Staaten 
im Falle von vorübergehenden Beschäftigungen im ande- 
ren Staat. Daher entsteht bei Entsendung von Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern durch deutsche Unterneh- 
men in die Republik Moldau dort keine Versicherungspflicht 
in der Renten-, Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung 
sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung. Die deut- 
schen Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht in 
der Renten-, Unfall-, Kranken- und Pflegeversicherung 
sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung bleiben auf 
die betroffenen Personen anwendbar. Für nach Deutsch- 
land entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus 
der Republik Moldau gelten weiterhin die moldauischen 
Rechtsvorsch ritten . 

II. Besonderer Teil 

Teil I (Artikel 1 bis 5) beinhaltet allgemeine Be- 
stimmungen, die den Geltungsbereich des Abkommens 
und Grundsätze für dessen Anwendung definieren. 

Artikel 1 bestimmt die Begriffe, die in den nachfolgen- 
den Vorschriften wiederholt verwendet werden. Durch die 
Definition häufig verwendeter Begriffe soll die Anwendung 
des Abkommens erleichtert werden. 

Artikel 2 und die Nummern 3 und 4 des 
Schlussprotokolls legen den sachlichen Geltungs- 
bereich des Abkommens fest, indem sie die innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften nennen, auf die sich das Ab- 
kommen bezieht. Andere bilaterale Abkommen oder 
überstaatliche Regelungen der Vertragsstaaten sind dabei 
grundsätzlich nicht anzuwenden. Dies gilt aber nicht in 
Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland, wenn diese 
Abkommen oder überstaatlichen Regelungen Versiche- 
rungslastregelungen enthalten. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. Es handelt sich um ein offenes Abkommen. Unab- 
hängig von der Staatsangehörigkeit werden grundsätzlich 
alle Personen erfasst, die unter die Rechtsvorschriften 
eines oder beider Vertragsstaaten fielen oder fallen. 

Artikel 4 enthältfürjeden Vertragsstaat die grundsätz- 
liche Verpflichtung, die vom Abkommen erfassten Perso- 
nen wie seine eigenen Staatsangehörigen zu behandeln, 
sofern nicht Nummer 5 des Schlussprotokolls 
einschränkende Regelungen enthält. So knüpft beispiels- 
weise Nummer 5 Buchstabe d des Schluss- 
protokolls für Staatsangehörige der Republik Moldau 
mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland das Recht zur freiwilligen Versicherung 


in der deutschen Rentenversicherung unter anderem an 
die Voraussetzung einer Mindestversicherungszeit 
(Wartezeit) von 60 Beitragsmonaten in der deutschen 
Rentenversicherung. Für Drittstaatsangehörige gilt das 
Recht auf freiwillige Versicherung bei gewöhnlichem Auf- 
enthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland nicht. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, dass Leistungen auch 
erbracht werden können, wenn sich die leistungsberech- 
tigten Personen gewöhnlich im Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaats auf halten. Nummer 6 Buch- 
stabe a des Schlussprotokolls schränkt diesen 
Grundsatz jedoch insoweit ein, dass Renten wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit aus der deutschen Rentenver- 
sicherung nicht an Berechtigte mit gewöhnlichem Aufent- 
halt in der Republik Moldau gezahlt werden, wenn für die 
Rentenfeststellung der verminderten Erwerbsfähigkeit 
nicht nur der Gesundheitszustand der Versicherten, son- 
dern auch die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
maßgeblich ist. 

Teil II (Artikel 6 bis 9) enthält Regelungen dar- 
über, welche Rechtsvorschriften über die Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung 
bei einer Kollision der deutschen und moldauischen 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Dadurch wird eine 
Doppelversicherung ausgeschlossen. Die Bestimmungen 
werden durch Nummer 7 des Schlussprotokolls 
ergänzt. Untersteht eine Person nach dem Abkommen 
den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland, 
finden auch allein die deutschen Vorschriften in Bezug auf 
die Versicherungspflicht nach dem Recht der Kranken- 
und Pflegeversicherung sowie der Arbeitsförderung 
(Arbeitslosenversicherung) auf sie und ihren Arbeitgeber 
Anwendung. Gelten dagegen die moldauischen Rechts- 
vorschriften, finden die Rechtsvorschriften der Bundes- 
republik Deutschland über die Kranken- und Pflegever- 
sicherung sowie die Arbeitsförderung (Arbeitslosen- 
versicherung) keine Anwendung. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor- 
schriften über die Versicherungspflicht des Vertragsstaats 
Anwendung, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
oder Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird (Territorialitäts- 
prinzip). Für Mitglieder des Flug- und Kabinenpersonals 
von Luftfahrzeugen gelten die Rechtsvorschriften des 
Vertragsstaats, in dem die beschäftigenden Luftfahrt- 
gesellschaften ihren Sitz haben. Für Personen, die ge- 
wöhnlich an Bord eines Seeschiffs beschäftigt sind, das 
die Flagge eines Vertragsstaats führt, sind die Rechtsvor- 
schriften dieses Staates anwendbar. 

Wird ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber vorüber- 
gehend in den anderen Vertragsstaat entsandt, sieht 
Artikel 7 vor, dass grundsätzlich für die ersten 24 Mo- 
nate der Entsendung ausschließlich die Rechtsvorschrif- 
ten des Entsendestaats gelten. Eine erneute Entsendung 
unter Fortgeltung der Rechtsvorschriften des Entsende- 
staats ist nur im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnis- 
ses mit einem anderen Arbeitgeber, für den er unmittelbar 
vor der Entsendung mindestens zwei Monate im Entsen- 
destaat gearbeitet haben muss, oder nach einer mindes- 
tens zwölfmonatigen Unterbrechung der Entsendung 
möglich. Ergänzend weist Nummer 8 des Schluss- 
protokolls daraufhin, dass eine Entsendung nicht vor- 
liegt, wenn die Tätigkeit des entsandten Arbeitnehmers 
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nicht dem Tätigkeitsbereich des Arbeitgebers im Entsen- 
destaat entspricht oder der entsandte Arbeitnehmer zum 
Zeitpunkt der Entsendung seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt nicht im Entsendestaat hat. Diese Regelungen gelten 
auch für einen Selbstständigen. 

Nach Artikel 8 bleiben für Beschäftigte bei Auslands- 
vertretungen die Wiener Übereinkommen vom 18. April 
1961 über diplomatische Beziehungen (BGBl. 1964 II 
S. 957, 958) und vom 24. April 1963 über konsularische 
Beziehungen (BGBl. 1969 II S. 1585, 1587) unberührt. 
Findet keines dieser Übereinkommen Anwendung, gelten 
für einen Beschäftigten bei diplomatischen Missionen 
oder konsularischen Vertretungen, der als Staatsan- 
gehöriger eines der Vertragsstaaten im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats beschäftigt wird, grundsätzlich 
die Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaats. Er kann 
allerdings innerhalb bestimmter Fristen auch für das 
Recht des anderen Vertragsstaats optieren. 

Artikel 9 enthält die in allen bilateralen Abkommen 
über Soziale Sicherheit übliche Regelung, dass die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten oder die von 
ihnen bevollmächtigten Stellen auf gemeinsamen Antrag 
des Arbeitnehmers und Arbeitgebers beziehungsweise 
auf Antrag des Selbstständigen Ausnahmen von den Ar- 
tikeln 6 bis 8 vereinbaren können. Dabei sind die Art 
und die Umstände der Erwerbstätigkeit zu berücksichti- 
gen. 

Die Bestimmungen werden durch Nummer 9 des 
Schlussprotokolls konkretisiert. 

Teil III (Artikel 10 bis 13) enthält die besonderen 
Regelungen für die Rentenversicherung. Nach Num- 
mer 10 des Schlussprotokolls bleiben die 
Rechtsvorschriften über Leistungen für nach dem Fremd- 
rentengesetz zu entschädigende Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten sowie über Leistungen für nach dem 
Fremdrentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten un- 
berührt. 

Artikel 10 bestimmt, dass Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und moldauischen Rentenversicherung 
zurückgelegt worden sind, für die Erfüllung des 
Leistungsanspruchs, insbesondere für die Mindestver- 
sicherungszeiten, zusammengerechnet werden. Für die 
Erfüllung von Leistungsansprüchen berücksichtigen die 
Vertragsstaaten nur vergleichbare Versicherungszeiten 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats. 


Nach Nummer 4 Buchstabe a des Schluss- 
protokolls berücksichtigen d ie deutschen Rentenver- 
sicherungsträger zusätzlich Versicherungszeiten, die in ei- 
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, des 
Europäischen Wirtschaftsraums oder in der Schweiz zu- 
rückgelegt wurden. Ferner berücksichtigen beide Ver- 
tragsstaaten Versicherungszeiten, die in einem Drittstaat 
zurückgelegt wurden, mit dem beide Vertragsstaaten ein 
gleichartiges Sozialversicherungsabkommen geschlossen 
haben. 

Artikel 1 1 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der deutschen Rechtsvorschriften. 

Artikel 12 beinhaltet grundsätzliche Regelungen zur 
gegenseitigen Anerkennung bei der Bemessung des 
Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit oder der 
Feststellung des Leistungsanspruchs infolge eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit. Nummer 11 
Buchstabe a und b des Schlussprotokolls 
regelt Einzelheiten zur Anzeige eines Arbeitsunfalls oder 
einer Berufskrankheit. 

Artikel 13 bestimmt, dass bei der Feststellung eines 
Leistungsanspruchs aufgrund einer Berufskrankheit auch 
gesundheitsgefährdende Beschäftigungen des anderen 
Vertragsstaats zu berücksichtigen sind. 

Teil IV (Artikel 14 bis 23) enthält verschiedene 
Bestimmungen, die das Zusammenwirken der Stellen 
regeln, die in beiden Staaten mit der Durchführung des 
Abkommens betraut sind. 

Nach Artikel 18 sind die Anträge auf Leistungen 
gleichgestellt, sodass die vom Abkommen erfassten 
Personen mit ihrem Antrag gleichzeitig entsprechende 
Leistungen im jeweils anderen Vertragsstaat beantragen 
können. Die Antragsgleichstellung gilt jedoch nur, wenn 
der Antrag erkennen lässt, dass Versicherungszeiten des 
anderen Vertragsstaats zurückgelegt worden sind oder 
gesundheitsgefährdende Beschäftigungen im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats ausgeübt worden sind. 

Artikel 19 gewährleistet den Schutz personenbezoge- 
ner Daten bei der Anwendung des Abkommens. 

Artikel 20 Absatz 2 benennt die Verbindungsstellen 
der beiden Vertragsstaaten. 

Teil V (Artikel 24 bis 27) enthält die Übergangs- 
und Schlussbestimmungen. 
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